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Sso SChr WIr ım allgemeinen Ursache haben, den genlalen
Scharfblick bewundern, mıiıt welchem groliser Hiı-
storiker Ranke in seiner Reformationsgeschichte qelbst da,

iıhm 1LUFr lückenhaftes Materi1al zugebote stand , den Za
sammenhang der Dinge und dıe leıtenden Beweggründe der
Sstaatsmänner enträtselt hat, dürfen WITL uns doch nicht
verhehlen, dals die FEinzelforschung welche 1er der Ge-
samtdarstellung {olgt, Nstatt ihr voranzugehen noch oft
SCHUS Irrtümer der Ranke’schen Geschichtschreibung auf-
zudecken un! berichtigen haben wird. Mit dem Fall,
den ich &A dieser Stelle behandeln möchte, hat es 1U eine
eigene Bewandtnis insofern, als Ranke 1er Zı einem über-
einstimmenden, aqausdrücklichen Zieugn1s der SONST von 1  hm
hoch geschätzten Quellen , Sleidan nd Seckendort, 1n ent-
schliedenen Wiıderspruch trıtt un! sich dabei aulser auf
innere Wahrscheinlichkeitsgründe LUr auf eın Aktenstück
stützt, welches für seıne Annahme durchaus keine zwingende
Beweiskraft besitzt: gewiıls eiNn auffallendes, bel diıesem. Hi-
storiker nicht leicht beobachtendes Verfahren.

Ehe WIr aut den al näher eingehen, mulfs ich ein1ges
ZUT Orientierung voraufschicken. Der sogenannfe Nürnberger
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Religionsfriede VOL WarLr TOTZ des günstıgen Finflusses,
den 67 auf die Kintwickelung des Protestantismus geübt hat
doch keineswegs e1iNe UÜbereinkunft welche eine dauernde,
teste und unantechtbare Grundlage ur das Verhältnis der
beiden Religionsparteien Reich abgeben konnte azu
War abgesehen on Se1INer provısorischen Geltung bıs
ZU. Konzil SCIH Inhalt viel zweıdeutig, verschwom-
Ine  S und unbestimmt Das kam daher, weıl INa sich TOLZ
monatelanger Beratung ber die Regelung der grundiegen-
den Fragen cht hatte CIH1SECH können, sondern sich
Schlufs ebenso schroff gegenüberstand WIiG beim Beginn der
Verhandlungen Um UU. doch nıcht völlig umsonst getagt

haben hatte iNan Zahz 11 Sinne der Staatskunst des
16 Jahrhunderts den Ausweg gewählt alle JENC Fragen
umgehen und einfach bis ZU. Konzil oder bıs ander-
welligen Beschlüssen Reichstags EeEiINEIN Landfrıeden
verkünden, des Inhalts, dafs eın Stand der Religion
irgendetwas Gewaltthätiges durch Beifehdung Beraubung
ode] dergleichen unternehmen sollte Hierdurch die
Protestanten also provisorisch VOLr bewaffneten Angriffen
sichergestellt un ihnen 1U.  ; auch Schutz gerichtliche
Änegriffe gewähren, versprach der Kaıser, 1381 Sachen,
welche den Glauben belangten, kein Prozedieren des Kammer-
gerichts S16 dulden Diese Bestimmungen WAare.

allgemein nd schwach umgrenzt dals jede Parteı
sıch dieselben ihrem Vorteil auslegen konnte Nahmen
die Protestanten durch Schlielsung von östern Verwen-
dung VOonNn Stiftsgütern für milde Zwecke relig1öse
Veränderungen VOor, welche irgendeine vermögensrechtliche
Schädigung der päpstlichen Parteı mM1 sich brachten,
klagte etztere alshald über Bruch des Friedens und schickte
den Gegnern durch das gesinnungsverwandte Kammergericht

Prozefs ach dem anderen autf den als Beriefen
sıch ann die Lutherischen auf das kaiserliche Verbot,
Glaubenssachen prozedieren, wurde Von der anderen
Seite behauptet, dafls eEsS sıch 1881 den vorliegenden Fällen Sar
nıcht 198001 Glaubenssachen handele So spitzte sich schliels-
ich der Streit auf die Frage dı Was als Sache, die den
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Glauben belange betrachten Se1 un: Was nıcht Der
Kailser, nähere Definition des Begriffs aNZEZANSZCH ant-
wortete ausweichend un überliels dem Kammergericht die
Kntscheidung, welche gemäls der Zusammensetzung des (te-
richtshofes natürlich papistischen Sınne ausfiel Die
Prozesse den streıtigen Sachen dauerten deshalb fort und
weder die VoxL den Protestanten OTYENOMIN! Rekusatıiıon
des (+erichts och Könıg FWerdinand’s, des kaiserlichen Bru-
ers und Stellververtreters , Kadaner Zusage, dafls den
Stillstand der Prozesse verschaffen wolle, konnte 616 Anı
derung bewirken

Eın weiıiterer Nachteil des Nürnberger Hriedens Jag für
die Anhänger der Lehre darın dafls JENE Konzession
bezüglich der Prozesse auf die hbei den Verhandlungen des
Jahres 15392 beteiligten un: ausdrücklich benannten Pı ote-
stierenden beschränkt War Dadurch entbehrten die 7zahl-
reichen Stände, welche sich SE1T 153 der Augsburger Kon-
fessiıon angeschlossen hatten jedes rechtlichen Schutzes bei
iıhrem reformatorischen Beginnen und em Vorgehen
des Kammergerichts gegenüber wehrlos Die Bemühungen der
KEvangelischen Arch daher bei jeder Gelegenheit dahin -
richtet diese Schranke des Nürnberger Vertrages ZUIN all
bringen SO verfolgte Johann Friedrich VOL Sachsen
mentlich be1 SeEINEN Verhandlungen mıt Ferdinand Jahre
1535 Wıen das Zael 1nNner Krweıterung des Frıiedens auf
alle Glaubensgenossen , ecue WIC alte, mıiıt oroisem
Kıfer, allein WIe wenıgstens Sleidan und Seckendortf m1%
Bestimmtheit ohne KErfolg

Dem gegenüber behauptet H1B Ranke de1 Kurfürst
habe Zael doch erreicht; der Thatsache, dals die
namentliche Aufzählung der protestierenden Stände WIC S16

Jahre 15392 geschehen, diesmal unterlassen SC1 , liege die
wichtigste Konzessjon des Wiener Vertrages, und letzterer
charakterisiere sich dadurch als „ C nıcht übersehender

1) Sleidan, De STatu rel1g10n1s, ed. Am Ende E, 546 ; Secken-
dOrTE; Commentarıus de Lutheranısmo HL, adı

2) „Deutsche (+eschichte Zeitalter der Reformation “ I
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Schritt bei dem systematischen, stillen Gange“ der deutschen
Angelegenheiten.

Von jüngeren Gelehrten pflichtet namentlich Äauren-
brecher diesen ‚„ treffenden“ Bemerkungen Ranke’s ausdrück-
lıch be] während Waltz zunächst ein1ıge Zweifel gehegt
haben scheint, bıis 6} den VOon Ranke och nicht gekannten
Artikel des W iıiener Vertrages 1m Stuttgarter Archiv fand und
1m dreizehnten Bande der „ Forschungen“ veröffentlichte
Auf Grund dieses Fundes kommt dann ebenfalls 07 dem
Kesultat, dafs Ranke recht habe, und dafs sich wieder ein-
mal ze1ge, „ wıe wohlbegründet das Milstrauen sel, welches
1N2AnNn Sleidans Geschichte auch da entgegenbringe, er

authentische Akten excerpleren scheine “* Man sollte
Nnun meınen, dafls ein hartes Urteil ber die Zuverlässig-
keit der hervorragendsten zeitgenössischen Quelle nıcht ohne
die trıftiosten Beweise ausgesprochen seIn könne; trotzdem
stellt sich heraus, dals das Dokument, auf das sich Waltz
bezieht, die Frage mındestens offen Jäflst, Dasselbe besagt
nämlich folgendes: Der Kurfürst habe sich bei Könıg Her-
dina\nd beklagt, dafls das Kadan gegebene Versprechen
einer Sistierung der relig1ösen Prozesse dıe 173
Nürnberger Frieden benannten protestierenden
Stände nıcht IM Jar wirgliche volziehung““ gekommen
und also bisher nıcht erfüllt sel; deshalb verpälichte sich
der König hiermit nochmals, ; nach inhalt des Nurnbergi-
schen und Kadaniıschen vertrags ““ f  ur wirklichen Stillstand
der Prozesse ” gegen den Kurfürsten und seine Zugewandten “
dorge tragen Z wollen. Kann 1Un diese, doch 71em-
ich unzweıdeutige Ausdrucksweise dahın verstehen, dals die
Beschränkung der Konzessjion auf dıe 1M Nürnberger Frie-
den namhaft gemachten Stände stillschweigend fallen SO

Ma i che Karl und dıe deutschen Protestanten,

2) ‚„ Forschungen Z deutschen Geschichte “ XILL, 375
3) Ein Ziweifel dieser von Waltz bestätigten Auffassung Ranke’s

wiırd NUTr VoOn Janfsen, (Geschichte des deutschen Volkes 111, 390
Anm geäulsert, jedoch ohne irgendein näheres Eingehen auf die Frage.
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lassen se1 7 Ich glaube nıcht Die einzıge Veränderung 1177
W ortlaut, welche an bei peinlichster Abwägung der AÄus-D O  E N drücke och verlangen könnte, jJeden Ziweitel über den
Sınn der Urkunde beseitigen, ware die, dafls Schlulfs
och einmal gesetzt WAare:! „SCSCH den Kurfürsten und seine
1m Nürnberger Frieden benannte Zugewandte ““,

{ nNstatt blofs 2 g egen den Kurfürsten un se1ine Zugewandte“‘.
Jedem unbefangenen vorurteilslosen Lieser des Aktenstückes
wırd CS indessen auch ohne dies einleuchten , dafls altz
Interpretation eıne SCZWUNSECNE ist; und dem Siınne der Ver-
tragsmächte nıcht entspricht; ennn dıe jener Stelle aAl-

gehenden orte:! „nach inhalt des Nurnbergischen und
H

—— — - a Kadanischen vertrags“ sind doch ohl deutlich
Eine nähere Betrachtung der Wiener Urkunde, ihrer

Kintstehung und ihrer Folgen <01] uns u ber ihre wahre
Bedeutung aufklären. Nachdem iıch 1mMm W eimarer Archir
vergeblich ach einem Lis tän Fxemplar des Ver-
trages gesucht, entdeckte ich eiNn solches SANZ unvermutet
1m Dresdener Hauptstaatsarchiv, WO sich überhaupt
meıner Überraschung zahlreiche ernestinische Akten VOT-

fanden. Wegen ihrer Wichtigkeit habe ich dıe Urkunde
nıt Ausschlufs jenes schon ekannten Artikels ber die

religlösen Prozesse ql Beilage diesem Aufsatz 1n
fenso wıedergegeben. Aufserdem dienen für die vorliegende
Untersuchung hauptsächlich die mır 1 zweıten Bande
der „ Poliıtischen Korrespondenz Stralsburgs“ veröffentlichten
Aktenstücke SOWI1eE einige bis Jetzt unbekannte Schriften des

eimarer und Dresdener Archivs.
Der natürliche Ausgangspunkt unNnse Darlegung ist. der

Kadaner Vertrag VO Jahre 1534 auf den die W ıener
Verabredung sıch durchaus gründet. Er hat bekanntlich nıcht
LUr die KRückgabe W ürttembergs Herzog Ulrich bewirkt,
sondern auch bezüglich der religiösen Verhältnisse und der
römischen Königswahl wichtige Bestimmungen getroffen. a{s
die Bedingung der österreichischen Afterlehenschaft keine

Gedruckt beı Hortleder 1, 057, Lünig, ReichsarchirELE V, 1
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für en Landgrafen, den Dieger von Laufen, schr rühmliche
und der protestantischen Partei würdige War, hat schon
Wiılle 1 gebührend hervorgehoben. Was Nun die anderen
Kadaner Artikel betrıfft, scheinen auch S1e mır für die
Kvangelischen bei weıtem nicht vorteilhaft D7ı

se1in, W1e s bisher meıstens ANSCHOMMEN wurde Im ersten
Artikel bekräftigt König Ferdinand allerdings den Nürn-
berger Frieden und verspricht wirkliche Distierung der
Kammergerichtsprozesse ‚„Nach auft desselben aufgerichten
irledstands“; alleın der Wert dıeser Zusage wıird doch gleich
geschmälert durch den höchst bedenklichen Anhang, dals
die Sakramentierer, Wiedertäufer, „auch alle andere LEWEC

unchristliche secten “* VO Frieden ausgeschlossen und cht
geduldet werden sollten. Ks mMas wohl se1ın, dals sıch dieser
Artikel Vorzugsweıse die AÄuswüchse der wıiedertäufe-
rıschen Bewegung, w1e S1e In Münster gerade zutage traten,
rıchtete, und dafls G1 VON protestantischer Seite 1Ur 1n dieser

else verstanden wurde: die papistische Partei verknüpite
aber unzweiıtelhaft auch die Absicht damit, eıinen Schlag

die zwinglisch gesinnten oberländischen Städte
führen und die Hürsten womöglich Lossagung Ön jenen

veranlassen. Die Oberländer durchsechauten sechr ohl
diesen schlauen Plan und beschwerten sich beim Landgrafen
heitig ber die Zulassung der verfänglichen Klausel 2. Phi-
lipp suchte S1e beruhigen ; indessen e gelang iıhm
Hur unvollkommen. In der hat wird Ian dem Kurfürsten
Johann Friedrich, der sich die Finschiebung des Artikels
gefallen liefs, einen Vorwurf daraus machen mUÜssen ; denn
WITLr dürfen nıcht VErIrSCSSCH , weilche ühe 65 bei den Ver-
handlungen Schweinfurt und Nürnberg 153 gekostet
hatte, einen SahZz ähnlichen Passus AUS dem Friedensinstru-
ment fernzuhalten Was damals mıft äuf(serster Anstren-

Wille, Philipp der Grofsmütige und die Restitution Ulrich’s
von W ürttemberg (L1übingen 20

Ranke LLL, 344 ff.
Pol Korr Strafsburgs H; Nr 234 {t.

4.) Ebenda Nr. 138€£. Vgl uch KRöhrıch, Reformation 1m
Elsafs EL 140 ff.
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ZSUNSs abgewehrt War, das hefs sıich der Kurfürst JeLZ nach-
träglich doch och aufdrängen Nur der Wachsamkeit
und den unermüdlichen Vermittelungsbestrebungen essens
und Strafsburgs ıst, CS danken, dafs die hınterhistige
Klausel nıcht Z Bruch zwıschen den Hürsten un:! den
Oberländern geführt hat

Ganz widersprechende Auslegung und Krörterung hat
sodann derjenige Artikel des Kadaner Vertrages erfahren,
der sich mıiıt der relig1ösen Zukunft W ürttembergs beschäf-
tigt ach Ranke’s Darstellung hat es den Anschein, als
habe der Vertrag die Retormatıon W ürttembergs ausdrück-
lich erlaubt, während ach Janlisen das Gegenteil der Fall
se1n soll Prüfit 1in unbefangen den Wortlaut der Urkunde;,

ann INa  ( meılınes Dafürhaltens 4aum zweiıfelhaft seln,
dafls beide Darstellungen unrichtig sSind. Dıe etwaıge An-
derung der relig1ösen Verhältnisse des Herzogtums ist
allgemeinen in Kadan weder ausdrücklich xes  e ochA oa a . ürı Ea a e z en verboten sondern eintfach mıt Stillschweigen übergangen
worden e LUr bezüglıch der im Lande befindlıchen , aber
nıcht unfier württembergischer Hoheit stehenden geistlichen
Stifter werden dem Herzog relig1öse Neuerungen untersagt.

Man begreıft dieses Verhalten Johann Friedrich’s NUr, WwWEeLN

11a bedenkt, VO.  D welcher tiefen Abneigung cie Zwing-
haner erfüllt War; ımmerhın ber mussen WIL als eınen grofsen pPO-
lıtıschen Fehler betrachten.

2) Vgl Ranke H4 345: Bucholtz, Ferdinand E 052
Janfisen, Geschichte des deutfschen Volkes 11L, DA A Zwischen
Janfsen un Ebrard hat sıch dann ıne weıtere Polemik erhoben;
vgl Janfs6 An meıne Kritiker, 146; &] d, Die Objektivität
Janfsen’s, 44; Janfsen, Ein zweıtes Wort meine Kritiker,
S, 58 ff Schliefslich hat Wiılle iın dieser Zeitschrift, 9 E
Stellung Zı der Frage

Ebrard A 44, der dem Herzog Ulrich auf Grund
des Kadaner Vertrags eın  da cht ZUT Reformation zuschreıiben möchte,
hat Unrecht, sıch dabei auf die Meldung des sächsischen
(+esandten Dolzig den Herzog bezieht, wonach letzterer Gewalt
haben sollte , „Christliche Ordnung‘“® vorzunehmen ; denn diese Mel-
dung ll uch weıter nıchts besagen, als dafs der <adaner Vertrag
bezüglich relıg1öser Neuerungen nıichts verbiete.
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Der Kadaner Vertrag qls solcher stand also Ulrich nıcht
1im Wege, WEn (1- bei seinen unmittelbaren Unterthanen
die reformatorischen Grundsätze durchführte, ohl aber der
Nürnberger Friede und der Augsburger Abschied 1, enn
ersterer schützte J2 eINZIS und allein die 1539 namhbhaftt >
machten Stände, während alle anderen, also auch W ürttem-
berg, ach WwW1e VOTLT dem Augsburger Verbot jeder relig1ösen
Neuerung unterlagen. Um folglich dem Herzog Ulrich die
rechtliche Befugnis ZUL Reformation verschaffen, WAare es

erforderlich SCWESCH , dafs die Protestanten bei Könıg Her-
dinand die Aufnahme des Herzogs untier die Sstände des
Nürnberger Vertrages erwirkt hätten. Dies haben S1e 1N-
dessen versaäumt oder wenıgstens nicht durchzusetzen Velrl‘

mocht. Der Kurfürst VON Sachsen qls Vermiuittler des Ka-
daner Vertrages mulste sich vielmehr damıiıt begnügen, dals
Ferdinand das ursprünglıch beabsıichtigte, direkte Verbot
aller relig1ösen Anderungen AUS der HFriedensurkunde tort-
hiefs. jel War damıt nıcht erreicht ! Wenn Ferdinand
hernach } Ulrich’s reformatorisches Vorgehen Kinspruch
erhebt, begeht E} 1Ur insofern einen Fehler oder eine
Ungenauigkeit, qle Gr sich dabel auf den Kadaner Frieden
anstatt aut den Nürnberger und Augsburger Abschied be-
ruift Im SANZCH werden WITr 4 1SO auch iın diesem Artikel
eher einen Dieg der Habsburgischen als der protestantischen
Politik Zı erkennen haben

Die Friedensurkunde VOL Kadan beschäftigt sich dann
ferner mıt der römischen Königswahl. Ranke hat die Mei-
nung verbreitet, aqals Se1 der se1t 1531 herrschende Streıt ber
diese Angelegenheit in Kadan beigelegt worden ; freilich Ver-

schweigt nıcht, dalfs der Kurfürst VON Sachsen die An-

Janfsen, An meine Kritiker, 146, deutet, 1e8 A hne
aber die ausschlaggebende Bedeutung dieses Punktes erkennen
und hervorzuheben.

Es scheint MIr übrigens, dafs sıch Ferdinands Vorwürfe iüDer-
haupt mehr die gewaltsame Art und W eıse richteten , mıt
der Ulrich vorging, sow1e seine Duldung der Zwinglianer. Vgl
Ferdinand’s Brief Vomnl August 153 bei dattlier, Herzoge von

W ürttemberg IIL, eıl und diese Zeitschrift VII, 53 ff.
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WI1SSe Vorbehalte geknüpft habe; doch scheimen etztere ach
seiner Darstellung keine groise Wiıchtigkeit gehabt und der
endegültigen Billiıgung der Wahl nıicht 1M Wege gestanden

haben Die Ssache verhält sich jedoch thatsächlich SaNZ
anders. Der Kurfürst und seine Anhänger hatten sich V!

läufig HE: bis (Ostern 1535 verpälichtet , dem Bruder des
Kaisers 'Thitel und Ehren eines römischen KÖönıgs zuzuerkennen;
würden bıs diesem Termin KEWISSE Forderungen Johann
Friedrichs nıcht erfüllt, sollte derselbe nebst seinen Z
gewandten berechtigt sein, die Anerkennung der Wahl
wiederum zurückzuziehen . Die Zugeständnisse 9 welche
Sachsen innerhalb jener FEirist verlangte, aber folgende:

Der Kaınser sollte mıt Zustimmung der Kurfürsten der
goldenen Bulle einen Artikel beifügen, welcher bestimmte,
dafs künftig, WenNnN bei Lebzeiten eines Kaijisers die Wahl
eines römıschen Königs beantragt würde, die Kurfürsten
nächst die Frage der Notwendigkeit oder Zuträglichkeit
einer Wahl entscheiden sollten ; erst nachdem diese bejaht,

SEA
sollte ach Vorschrift der Bulle die Wahl selber AaAUuS-

wwra n Lara n geschrieben und VOTSCHOMME werden. Die Kurfürsten
sollten sıch ber die Frage einıgen, o b ein römischer König,
der „nNicht teutscher sprach oder ZUNSECN were , gewählt
werden dürfte, desgleichen, ob ZWeIl, dreı oder mehr Könige
nacheinander AauUuSs demselben Hause CHOMLUMEN werden dürf-
ten Aulser diesen Bedingungen, Von deren Krfülung die
Anerkennung Ferdinands abhängig Se1IN sollte , übernahm
letzterer och die weıtere Verpflichtung, dafür SOTSCH,
dafs der Kaiser dem Kurfürsten die KRegalien verleihen und
den Heiratsyvertrag mıt Jülich-Cleve bestätigen würde.

Fassen WIr unNnsere Betrachtungen ber den Kadaner

Sachsens bisherige Verbündete ın Y Wahlsache, namentlich
Bayern und Hessen, haben freilich nach em Kadaner Frieden nıe
wıeder daran gedacht, sich den erneuerten Protesten des Kurfürsten
anzuschliıelsen. Der Landgraf versprach allerdings 1537 selne Hilfe,
falls der Kurfürst der Wahl SChH angegriffen werden sollte, hne
aber deshalb an dem uen Protest Sachsens teilzunehmen.E U r CS  nnn S — $ DW E ü



DIE VERTRAGE DAN WIEN. A

Frieden ZUSAINIEN, können WIr 1Ur feststellen , dafs die
Protestanten durch denselben , abgesehen VON der Wieder-
einsetzung Ulrich’s und der damit gegebenen Möglichkeit
ZUL Kefiormierung W ürttembergs, herzlich wen1ıg erreichten ;
vielmehr mulsten S1e sich 1n dem Artikel über dıe Sakra-
mentılerer noch eine höchst Jästige Verklausulierung des
Nürnberger Friedens gefallen lassen. Anderseits WäarLr auch
dıe Anerkennung der Wahl WESCH jener schwer durchzu-
seftzenden Vorbehalte VON aehr zweifelhaftem W ert. Inwie-
weıt schliefslich das Versprechen , den Kammergerichtspro-
ZzZesSsen Einhalt thun, Vertrauen verdiente, werden WITr
gleich sehen.

Ranke sagt INa höre nach Abschlufs des Kadaner
Vertrags keine Klagen über weıtere Schritte des Kammer-
gerichts; KFerdinand scheine q1sO seine Ziusage gehalten
haben Diese Annahme erweist sich ach dem mır VOTI'-

liegenden Materjal alsı unzutreffend ; 1e ist CS übrigens,
welche KHanke’s Mifsdeutung des W iener Abkommens haupt-
sächlich verschuldet hat. Kıs ıst richtie, dalfls der Könıig
gleich nach dem Hriedensschluls, Juli 1554, dem Ge-
richtshof eıne Mahnung zugehen lıefs, sich dem Nürnberger
Frieden gyemäls ZU halten un keine Prozesse in Glaubens-
sachen vorzunehmen I allein WAas sollte das den Protestanten
nüutzen So lange ıne unzweıdeutige Erklärung, welche
Prozesse als relix1öse anzusehen seijen, mangelte, konnte sich
das Gericht nach W1e VOL darauf berufen, dafs die VO  b iıhm
behandelten Streitsachen profaner Natur se]en, dafs also die
Anhänger Sachsens eın Recht hätten sich beklagen. In
der That blieben denn auch, WwWie vorauszusehen Wär , die
Kyangelischen ın der alten Bedrängnis; J2 die Prozesse ın
Speier häuften sich Sar zusehends. Allerdings scheuten
die Richter noch VO der Verkündung der Reichsacht oder
anderer schwerer Strafen zurück, indem S1Ee dıe Dinge MÖg-
lichst ın die Länge ZOSEN trotzdem War die Lage der Pro-
testanten schon unbehaglich Dabei War es auffallend,

1) „ Deutsche Geschichte *‘ ILL, 344 345
Pol. Korrt. 1L, 217 Anm.
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dafs fast Nur dıe oberdeutschen Städte belästigt wurden, eINe
Thatsache, welche Sturm ohl nıcht ohne Berechtigung mıt
der Klausel Von den Sakramentierern ın Zusammenhang
brachte Besonders hatten Lindau, Konstanz, Kılslingen,
Memmingen und Stralsburg unfter den Anfechtungen des
Kammergerichts leiden. Dies SINS weıt, dafls die
Sstädte Mıtte November ıIn Kılslingen e]ıne Zusammenkunft
veranstalteten , die Frage, wWwI1ie INa  a} siıch der Prozesse

S1e beschlossen dorterwehren sollte, gründlich erörtern.
. November die Absendung einer Botschafit an Sachsen
und Hessen, Rat un Beistand VOnNn ihnen erbitten un:
die baldige Abhaltung eınNes Bundestags befürworten
Der Stralsburger Ratsschreiber Michel Han, e1nNn sehr O®
wandter Unterhändler, un der Konstanzer Syndikus, Joachim
Maler, wurden für die 18810N ausersehen Als dieselben
auf der Reise durch Speier kamen, händigten ıhnen die
dortigen Kammergerichtsanwälte der Protestierenden, Dr.Hier-
ter und Helfmann, eine Bittschrift eın, welche ebhafte Kla-
SCcH über gehässige, reın persönliche Anfeindungen seıtens
des Kammergerichts enthielt Bereitwillig versprachen der
Landgraf un der Kurfürst den Städten ihre Intervention
und liefsen wirklich alsbald durch Beyollmächtigte den König
nachdrücklich seINeEe Kadaner Zusage erinnern. 1erauf
übersandte Ferdinand dem Kurfürsten ZU Zeichen, dals

se1ıner Pflicht genuügt habe, den Juliji W1e be-
reıts erwähnt ausgestellten Befehl das Kammergericht,
verstand sıch ann aber Januar 1535 ZU. Erlals
eines Mandats D o J2 schickte einen eıgenen
(Gesandten nach Speler, welcher Kammerrichter und Be!i-
sıtzer ber den Inn se1INeEesS Befehls aufklären sollte. Wel-

4
Pol Korr In Nr 245

2) Ebenda Nr 250
3 9} Ebenda Nr 263

Ebenda. Danach hefs das Kammergericht selınen Zorn über
das Verhalten der Protestanten , namentlich über dıe KRekusation,
den Anwälten AUS, indem dieselben miıt Kınkerkerung 19 W. be-
drohte.

0) Pol Korr HL, Nr. '{4
}  /
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chen Inhalts diese Erläuterung 1UnN auch ZECWESCH semm MaX,
sovıel steht jedenfalls test, dafs auch dieses Verbot der
Prozesse seinen Zweck verfehlte ; auch darf INna.  - ohl VOTauUuS-

setizen, dafs KHerdinand insgeheim das Vorgehen des obersten
(Ferichts doch bılligte. Wiıe der Kurfürst ihnen geraften, V  -
schmähten die Städte auf Grund der Januar 1534
VOrTSCNOMMENEN Rekusation jede Kırwiderung auf dıe Vor-
Jadungen des Kammergerichts ; doch half ihnen das sehr
wenıg, da die Richter ın econtumacıam vorgingen und für
den Fall wıederholten Ungehorsams mıt der cht drohten.
Besonders kamen hierdurch die Städte Kılslingen, Konstanz
und Lindau ın ALSC Verlegenheit

Seine rechte Krklärung findet das eigensinNNIYCE Verhalten
des Gerichts erst durch die Stellungnahme des Kaisers.
arl hatte nämlich die wıederholte Bitte der Richter
nähere Deklaration des Begriffs „ Religionssachen “ auswel-
chend beantwortet, indem OT dıe KEintscheidung dem Gericht
selber anheimstellte, das J2 „ dıe eigenschaft der sachen wol
W1ssen 4 werde Daraufhin War cs nıicht verwundern,
dafls keine Besserung eintrat; enn die Verwendung des
Königs zugunsten der Kvangelischen konnte ın den Augen
des Kammergerichts nıcht schwer wıegen wı1ıe die Er-
klärung des Kaisers, welche mıt Recht als eine Billigung
des bisherigen Prozedierens gedeutet wurde.

Angesichts solcher T’hatsachen Wr CS natürlich, dals die
in die Knge getriebenen Städte ıhre Hiılfe suchenden Blicke
auf den mächtigen Schmalkaldischen Bund richteten, der
Ja verpflichtet War, S1IE etwalge Achtsexekutionen ın
Schutz Zı nehmen. Da demnächst, ım Februar 15357,
das Bündnis seinem nde entgegeng1ng begreift 6S

sıch, dafs die Sstädte eifrigst auf die „ Erstreckung“ desselben
drangen. och damıt nıicht genug ! Sje wünschten auch

Vgl Ranke LL 344 Pol Korr. 4, 205
2) Pol Korr. HL, 279 und Nr 313
3) Ebenda Nr 311
4) Vgl ebenda Nr Der 1Im Februar 1531 geschlossene und

War NUur sechs Jahre lang gültig.
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die Krweiterung un Stärkung des Bundes durch Aufnahme

Mitglieder, namentlich Württembergs, Augsburgs und
Frankfurts, die damals infolge reformatorischer Mafsnahmen
gleichfalls mıt dem Kammergericht ın Streit lagen, ohne sıch
jedoch aut den Nürnberger Frieden berufen können.
])er Landgraf WEr hierin wıie gewöhnlich miıt den Städten
ein1g, nıcht der Kurfürst VON Sachsen, weilcher In selner
pedantischen Gewiıssenhaftigkeit allerlei Bedenken trug. Die
Verlängerung der Bündnısdauer WLr ıhm ZW al nicht
wiıder ; allein dıe Krweiterung dünkte ıhm 1im Hıinblick auf
den Inhalt des Nürnberger Friedens unzulässıg. Wenigstens
glaubte 7° dıe Aufnahme In den Bund un damıt den Schutz
desselben NU.  - solchen ständen gewähren dürfen , weiche
wıe Markgraf Georg VON Brandenburg und die Städte Nürn-
berg und Hamburg in dem Vertrage vVvon 1532 bereits namhafft
gemacht WarcNh, ohne zugleich der Schmalkaldischen Kınigung
anzugehören Dieses ängstliche FWesthalten dem Rechts-
standpunkt wollte dem Landgrafen und den Städten durch-
AUS nıcht einleuchten. So meınte namentlich Strafsburg 2
dafls eS thöricht sel, die Vorschriften des Nürnberger Frie-
dens, der VON katholischer Se1ite völliıg miıfsachtet werde
und den Protestanten Sar keinen Nutzen bringe, miıt pein-
licher Sorgtalt Z beobachten. Man solle asiıch vielmehr eINZIS
un: allein VO  e der Krwägung leiten lassen, dafls festes Z
sammenhalten aller evangelıischen Elemente das sicherste
Bollwerk die FWFeinde Sel un daher jedes Cue Bundes-
mitglıed mıt Freuden begrüfßsen.

Kın weıiteres, vielleicht da wichtigste, Bedenken Sachsens
die Krweiterung War relig1öser atur nd erhielt be-

sonderen Nachdruecek durch die Kadaner Klausel Von den
Sakramentierern. Der Kurfürst glaubte nämlich mıiıt der
Stadt Augsburg, D  S deren Aufnahme CS siıch In erster Linıe
handelte, schon deshalb keın Bündnis schliefsen können,
weıl die (+emeinde nıcht mıt Unrecht 1m Verdacht ‚„ ZWingli-
scher Irrlehre “ stand Überhaupt traute Johann Friedrich

4 Pol. Korr I 299
Ebenda 311
eudecker Urk 235D E l E E a —
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der Rechtgläubigkeit der Oberländer och immer nıcht recht
un: beabsichtigte deshalb VOTL seiner Kinwilligung in die Bun-
desverlängerung eine allgemeine Predigerversammlung herbei-
zuführen 1, durch dieses JTittel gedachte C: sich volle Klar-
heit über den Glauben der städte verschaffen. Da
AUuS seinem Mifstrauen und seıner Unlust ZUTr Krweiterung
eın ehl machte, hatten die Oberländer eine Zeıt Jang
ernstlich ErWOSCH , ob es nicht besser a  9 den Schmal-
kaldischen Bund sich auflösen lassen un STa dessen
mıt dem Landgrafen, Württemberg', Augsburg eın

Bündnis auftf trejerer Grundlage aufzurichten Jakob
Sturm Wr e1IN besonders eıfriger Verftfechter dieses Gedan-
ens weil ET durch Ausführung desselben den Von Sachsen
gewünschten T’heologenkonvent umgehen hoffte Von

welchem STa völliger Beilegung der vorhandenen Ziwistig-
keiten eıinen offenen Bruch befürchten mussen gylaubte.
Glücklicherweise wurde diese seine Besorgn1s gegenstandslos,
da nach dem günstigen Ausfall des Kasseler Gesprächs 7ZW1I-
schen Bucer nd Melanchthon ( Weihnachten der Plan
einer groisen protestantischen Synode vorläufg In den Hinter-
orun trat. {)ie Abneigung des Kurfürsten Augsburg
wurde jedoch erst überwunden, nachdem es der Betriebsam-
keit Bucer’s gelungen WAaL, die Augsburger Z Annäherung

die lutherische Lehre bewegen und den sächsischen
Reformator durch 21in iIm Juli 1535 übersandtes Bekenntnis
zuirieden stellen Jetzt erst konnten die Oberländer
einigermafsen auft e1n Entgegenkommen des Kurfürsten in
der Bündnisfrage hoffen. Der Landgraf, der SOoNSsS einem
neuen oberländischen Bunde nicht abgeneigt War, bestärkte
S]e In dem Vorhaben, einen letzten, entscheidenden Versuch
bei Johann Friedrich und kam och 1m Juli

Neudecker Urk. 262 Pol Korr. IE Nr. 265
Ebenda Nr. 283 87 2992
Ebenda Nr ) 83 293

4) EKbenda Nr. 317 und eıl 1E Vgl Kolde’s Artikel A AWatten
berger Konkordie“, RE®*

5} Pol Korr. L1, Nr. 207
Zeitschr. K.- ÄL,
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die Gesandtschaft Michel Han’s und des Ulmer Stadtschrei-
bers, Sebastian Aıtingers, den sächsischen Hof zustande
Baldıge Abhaltung e]Nes Tages der Finigungsverwandten
ZUTr Beratung VON Maßfsregeln das Kammergericht
W1e Erstreckung und Krweiterung des Schmalkaldischen
Bundes die Hauptforderungen der städte. Am 13 ‚Juli
erfolgte In W eimar dıe Antwort Johann Friedrichs auf dıe
Werbung Kr aD zunächst der Meinung Ausdruck, dafs
weıtere, mündliche oder schriftliche Beschwerden beim Kammer-
gericht oder beim König nıchts nuftfzen würden; bleibe
nichts anderes übrıg, als das Gericht „ SEINS gefallens wal-
ten “*“ lassen und 1MmM FWFall der Exekution und thätLicher
Gewalt VO  a} Bundes Wiıderstand Zı eisten. uch
mıiıft der Berufung eınes Bundestages erklärte sich der Kur-
fürst einverstanden ; dagegen War ber die Hauptfrage
der KErstreckung und KErweıterung des Bündnisses keiner
bestimmten Außerung Z bewegen. Er verschob dıe Ent-
scheidung hierüber autf die Bundesversammlung, ohne aber

versprechen, dafs sich deren Mehrheitsbeschlufs auch
unterordnen werde. Die (+esandten muflsten daher -
richteter Ssache heimkehren. Indessen benutzte der Landgraf
die folgende Zieit, den Kurfürsten gefügiıger machen D
namentlich malte ıhm die Gefahren einer Spaltung der
Evangelischen Au  05 Bezüglich der Prozesse rıet C. den
Kaiser Krnennung VON Kommissaren ersuchen, welche
die Streitigkeiten gütlich vergleichen sollten. Letzteren Vor-
schlag erklärte der Kurfürst INn seiner Krwiderung für
zweckmälfsig; 1im übrigen sagte C. liege iıhm iern, ZUE

Auflösung des Bundes Anlafs geben, doch habe
Erder Aufnahme euer Mitglieder och allerlei Bedenken.

beabsichtige Nun, demnächst persönlich ach Wien König
Ferdinand gehen ; dort hoffe DL nıcht NUr den StillstandE da der Prozesse endlich erlangen , sondern auch ber dıe
Bündnisangelegenheit 1nNs klare kommen. Auf einer Ver-

Pol Korr IL, Nr 309
2) Ebenda 286

Ebenda Nr 304S n S A P
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sammlung der Finigungsverwandten könne 1Inan sich annn
der Kırstreckung und Hrweiterung entscheiden. Den

Bundestag seizte Zzuerst auf nde Oktober, dann
seiner Reise ach Wiıien auf Anfang Dezember fest Man
ersieht hieraus, dafs seINE Entschlüsse VON der Art und
Weıise seiner Aufnahme ın W ıen und VON seinen dortigen
KErfolgen abhängig machen wollte. Glückte ıhm, bei
Ferdinand die Aufhebung der namentlichen Beschränkung
des Nürnberger Friedens durchzusetzen, stand Ja der
Bundeserweiterung eın Hindernis mehr 1 Wege. Das
Wr jedoch VON vornherein sicher, dafs Gr in die
nahme solcher Stände wiılhgen würde, dıe der Augsburger
Konfession durchaus gemäls lebten und ehrten. Bezeichnend
ist es auch, dals er die Kıinladung der aufzunehmenden
Stände Bundesversammlung nıcht zugestehen wollte, be-
VOr nıcht die grundsätzliche FWrage, ohb die Krweiterung ber-
haupt statthaft sel, bejaht ware

Johann Friedrichs Reı1ise ach Wien War aber 1n erster
Linie och durch andere Beweggründe veranla(fst. Ebenso
wenig W1e der Sstillstand der Prozesse War nämlich bisher
die Krfüllung der anderen Kadaner Zusagen erfolgt. Ob-
ohl der UOstertermin längst verstrichen War, stand die Re-
galienverleihung ebenso W1e die Bestätigung des Cleveschen
Heiratsvertrages och immer AUS, und In der W ahlangelegen-
heit War ebenfalls och keine der VOoONn Sachsen gestellten
Bedingungen erfüllt. Ferdinand hatte einıge Schritte
In dieser Hinsicht gethan, aber umsonst. Eın Kurfürstentag,
den ZU  — Beschlulsfassung ber die sächsische Horderung
auf den Oktober 1534 Maınz angesetzt hatte, bliebohne jedes Krgebnis, da die (+esandten der Kurfürsten WwWI1e
gyewöhnlich In unliebsamen Dıingen nıcht mıt genügender
Vollmacht ausgerüstet Sachsen selbst hatte es für

Über dies und das Kolgende ist. das Materıal ‚8 Dresdener
H.St.Arch („ Schriften Erzbischof te.  I und „JIrrungen

König etc.*). Vgl uch Bucholtz, Ferdinand der Erste
1V, 254 Anm Über die Wiener Zusammenkunft berichtet Bucholtz
auffallenderweise gut WwI1ıe niıchts.

157*



2028 WINCKELMANN,

unnötig gehalten, einen Vertreter schicken, und die
deren Kurfürsten hatten der Sache viel germnges
Interesse. Nıicht einmal ber eine YTagsatzung weıterer,
gründlicher Beratung der Sache zonnte 119  - sıch einıgen.
Als Johann Friedrich 168 durch den König SOWI1e durch
die ehemaligen Unterhändler des adaner Hrıedens, Maınz
und Herzog Georg, erfuhr, War sehr ungehalten und WEI1-
gerie sich entschieden , die erbetene Verlängerung der Ka-
daner Frist VvVon Ostern bis Michaelis 1535 bewilligen.
Dagegen meımte C. der angekündigte Reichstag solle dazu
benutzt werden, eine beifriedigende Beilegung der ahlsache

versuchen. In der T’hat hatte Ferdinand die Absiıicht
gehegt , im Frühjahr 1535 eıne Reichsversammlung
halten , der vıelerler Wirren und Unordnungen,
namentlich 1n Münster, Vorkehrungen treffen 1, indessen
riıeten die katholischen Stände, hbesonders Maınz und Herzog
Georg von Sachsen, entschjieden davon ab; S1e betonten U. A,g
dals e1in Reichstag den Protestanten Anlals geben würde,
den Nürnberger Frieden für aufgehoben erklären 2 Uun!
sıch keinerlei Schranken in kirchlicher Hinsicht mehr auf-
zuerlegen, ferner dafs NECUGC, weiıtläufige relig1öse Disputationen
entstehen würden, WAaSsSs LUL den bösen Sekten ZU. Vorteil
gereichen würde. Kurzum, S1e meınten, dals ein Reichstag
die Unruhen nıcht vermıindern , sondern vermehren werde,
namentlich wWenn dıe Wahlsache nıcht verglichen S@1.
Diese Vorstellungen werden ihren Kindruck aut Ferdinand
cht verfehlt haben; wenıgstens gab das Reichstags-
projekt auftf und beschränkte sich auf eine Berufung der
verschiedenen Kreisstände ach Worms (Aprıl behufs
Beratung der Münsterschen Angelegenheiten Die Wahl-
sache scheint dort Sar nıcht berührt worden SEe1IN. Die
Folge War, dals Johann Friedrich ach Ablauf des Kadaner

Vgl Gundelfingen’s Werbung 1n Strafsburg , Pol Korr. H,
Nr 269

2) Infolge der Nürnberger Bestimmung, dafs der Friede DUr bis
ZU) Konzil, bzw. bis ZU nachsten Reichstag währen sollte.

Pol. Korr. IL, Nr. 331
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LTermins, also se1t Ostern 15395, dem König wirklich wıeder
Ehren und 'Titel verweigerfe L  :& doch knüpfte im Maı
durch seınen geireuen Hans Dolzig 1eCUE Verhandlungen
mıt dem Wiener ofe die darauf abzıelten , dafs der
König endlich die Belehnung Sachsens mıt den Kegalien
ausführen sollte; dagegen wollte Johann Friedrich eine Er-
streckung es Kadaner Termins ZUr Frlangung der Wahl-
artıkel bewilligen. Hiermit War Ferdinand durchaus eIn-
verstanden ; 1Ur konnte INa  m7 sich bel dem gegenseltigen
Mifstrauen nicht ber den Wortlaut der Urkunde einıgen,
durch welche die Verlängerung des Termins vereinbart WOLI-
den sollte. Insbesondere wollte der Kurfürst für den Fall,
dafs auch während der HFrist eıne Finigung ın der
Wahlsache nıcht erfolgte , das urkundliche Zugeständn1s
erlangen, dals un seine Zugewandten alsdann
wleder unverbunden SeIN sollten , WYerdinand anzuerkennen.
Die W orte „und SEINE Zugewandten “ wollte der König 1U  —

ausscheiden , weiıl Gr befürchtete , dafs daraufhin die ehe-
malıgen Wahlverbündeten Sachsens, Hessen, W ürttemberg
und Bayern, die sıch jetzt der Wahl gefügt hatten , später
ihren Protest würden. Da der Kurfürst mıt KC-
wohnter Zähigkeit den W orten festhielt, scheiterte die
erstie Gesandtschaft Dolzig’s und erst bei eıiner erneuten
Verhandlung desselben mıt Hans Hofmann 1m Juli kam
1Nan ZUTrF Finigung, indem Ferdinand nachgab. Am Au-
Zust wurde demnach bestimmt dafls der Kurfürst 1m
Herbst persönlich ach W ıen kommen sollte, die Re:
galien empfangen und der Wahlangelegenheit
weıter verhandeln. In der Z wischenzeit und während
des Wiener Aufenthaltes sollte GT Ferdinand als römischen

1) Dresdener H.St.Arch 39  1€ Abfertigung und Hand-
lung e Er nennt Ferdinand nıcht „könıgliche Majestät *, wıe  &.9
dem römischen König zukommt , sondern „ köniıglıche Durchlauchtig-
keit“ ( Titel, welcher Ferdinand als König von Bohmen gebührte).

Ebenda: Instruktion des Kurfürsten für Dolzıg Maı
und Relation des letzteren.

3) Ebenda Instruktion für Dolzig Juli.
4) Ebenda und loc „Handlung 1eN  ““
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König anerkennen. Letzterer versprach seinerselIts dem Kur-
üursten frejes (+eleit nach W ien un zurück *.

Miıtte Oktober wurde die Reise unier groisem Gepränge
angefreften. Die Herzöge Magnus Von Mecklenburg
Franz un HKirnst VON Lüneburg schlossen sich dem Kur-
ürsten Aufserdem befanden sich zahlreiche Herren VO

hohen del Se1INeIM Gefolge Wilhelm und Philipp
VOoNn Nassau, W ılhelm VOoNn Neuenaar, Philipp VOoON olms,
Albrecht und Jobst VON Mansfeld Johann Heinrich VoRn

Schwarzburg Im SaNZCH führte der Kurfürst eiwa 300 eıt-
und W agenpferde mi1% sich In Prag wurde CT VO KRat
und der Hochschule fejerlich begrülst und beschenkt und
als sıch der österreichischen Hauptstadt näherte, Z0S5 iıhm

Das äulsereFWYerdinand eiNne Viertelmeile eges entigegen
Einvernehmen der Yürsten W AI überhaupt vortrefflich Jo-
ann Friedrich liefs unbehindert täglich evangelıschen Gottes-
dienst halten, welichem <sich auch viele W ıener einstellten,
obwohl der Magıstrat den Besuch der sächsischen „ Winkel-
predigt“ streng verboten hatte und CIN1SC ungehorsame Bür-
SCr mıt (xefängnisstrafe belegte

Die Verhandlungen hatten Anfang das befriedigende
KErgebnis, dafs der Kurfürst dıe Belehnung mı1t den Reichs-
lehen und Kegalıen empfing; übrıgen S1e sich
aber achr die Länge In der Wahlsache wurde schliel[ls-
ich vereinbart dafls der König och e1inNn Jahr Jang, bıs
November 1536 Zeıt haben sollte, die Kadaner Vertrage
vorgesehene Krklärung der Kurfürsten erlangen WHür
den Fall dafs ıhm dies nicht glückte oder beliebte, sollte

wenıgstiens VO Kaılser eiINeE Verschreibung erwirken, WO-

ach bei künftigen Wahlen römischer Könige nach
Vorschrift der goldenen Bulle verfahren werden sollte; WEI

vVvon den Kurfürsten em zuwıder handelte, aollte Se1INeES Kur-
rechts verlustig gehen, uUun! die Wahl sollte ungültig SeE1INl

KEine Urkunde dieses Inhalts sollte VO Kaiser oder mıt
des 41sers Genehmigung von Sachsen den Kurfürsten

Ebenda „Handlung zu Wien “
2) S unten Beilage
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verkündet werden. Auf jeden al <ollte terner arl einen
Revers ausstellen , dafls Ferdinand’s Wahl den Rechten dessächsischen Kurhauses nıcht nachteilig SeIN sollte.

Sehr weitläufg sınd dıe Wiener Abmachungen bezüglich
des Jülich-Cleveschen Heiratsvertrages. arl hatte die
Bestätigung desselben VvVon eıner SANZECN Reihe Von Bedın-
SUNSCH abhängig gemacht; verlangte nämlich Folgendes:
Unterordnung Sachsens unter die Beschlüsse des Aussicht
gestellten Konzils Vermeildung weıterer relig1öser Neue-
rFUuNSeCN, Ausrottung der Wiedertäu{fer und anderer unchrist-
licher Sekten , Unterstützung des Habsburgischen Hauses

Frankreich, Anerkennung FWFerdinand’s, Vermeidung
jeder feindseligen oder relig1ösen Kınmischung ın die Ver-
hältnisse der österreichischen KErblande, Neutralität 1n der
Geldernschen Krbfolgesache. Johann Friedrich WwI]1es diese
Bedingungen nıcht direkt a3,.D verlangte aber erhebliche
Anderungen: Hinsichtlich des Konzils wollte er unfer Og
Ww1ssen V oraussetzungen die Beschickung, cht aber die
Unterordnung zugestehen. Die Wiedertäuter versprach Er

1n seıinem Lande nıcht dulden. Gegen Frankreich
wollte GT dem < alser 51018 Keisige stellen und, WAas die Wahl
angıng, Verwıes auf se1nNe obigen Forderungen. WFer-
dinand versprach NUuNn, diese veränderten Artikel dem Kaıser
ZUT Annahme empfehlen ; sollte arl jedoch nıcht darauf
eingehen , wollte der König die Bedingungen für seine
Person annehmen und dagegen die Konfirmation erteilen';
wirksam sollte etztere allerdings erst werden, sobald WHer-
dinand Kaıser geworden.

Schliefslich kommen WIr VAH den für uns wichtigsten FKest-
setzungen ber den Nürnberger Frieden und dıe Kammer-
gerıchtsprozesse. Wır haben oben gesehen, wıe NS mıt
dieser Frage die eventuelle Verlängerung und Krweiterung
des Schmalkaldischen Bundes zusammenhing. Der Kurfürst
formulierte seine Forderungen ın einer Schrift, dıe dem
König November überreichen liefs Er schlug darın
VOr, dafls zweifelhaften Fällen die Entscheidung, Was Re-

Dresdener AÄArchir ebenda.
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ligionssache se1l und Was nıcht, Von ıhm und dem Land:
grafen bel der Pflicht, mıt der sıe Kaılser uUun!: Reich VOI'-

Prozediere das ammer-wandt se]en, gefällt werden sollte.
gericht oder Rotweiler Hofgericht trotzdem In Angelegen-
heiten relig1ösen Charakters, <olle eıner Sstrafe VOLR

500 ark (+0ldes verfallen, und der Kaiser sollte die g —_
sprochenen Urteile durch besonderes Dekret vernichten.
Ferner verlangte der Kurfürst die Aufhebung jener be-
schwerlichen Klausel, wonach der Nürnberger Flriede LUr

bıs anderweitigen Beschlüssen auf der nächsten Reichs-
versammlung gelten sollte, SOWI1e die Ausdehnung des Hrıe-
ens auf alle Stände, die sich ge1t; der Lehre
angeschlossen hätten oder künftig anschlielsen würden. ID
führte hierbei näher Aaus dafs die blofse Ankündigung eines
Reichstags infolge jener Klausel schon als eine feindselige
Handlung erscheinen mUSsse, und erklärte weıter , dafs die
Verbündeten jeden Angriff auftf einen Glaubensgenossen, möge
letzterer 1m Frieden benannt se1In oder nıcht, q S sich
gerichtet betrachten und emgemäls abwehren mülsten

Unmöglich konnte NU.  S Ferdinand daran denken,
weitgehende Zugeständnisse machen ; das wAare eiIn A
weichen von der bısherigen kaiserlichen Politik ZECWESCH,
welches arl aum 1m aulsersten Notfall, der ]a nıcht
vorlag, gyutgeheifsen hätte Der Könıg erklärte daher offen,
dafs BE ohne W ıissen und Genehmigung des 9a1sSers . dem
Nürnberger F'rieden nıchts ändern könne; DUr die strikte
Handhabung desselben könne versprechen. Hans Hof-
Mann, einer der einflufsreichsten äte Ferdinand’s, gab übrı-
ZENS dem Kurfürsten die Versicherung, dafs dıe Ansetzung
eines Reichstags bald nıcht gewärtigen sel; aollte SIEe
aber Aaus irgendeiner dringlichen Ursache dennoch erfolgen,

würde es 1 Einverständnis und mıt Rat der PrO-
testantischen FWFürsten geschehen. Daraufhin gylaubte Johann
Friedrich auftf die zweıte Horderung verzichten mMuUusSsen.
Er ging hierbei selner eıgenen Erzählung zufolge von dem
Bedenken AUS, dafs Yerdinand bel heftigem Drängen In

1) Pol Korr. IX 315ff.



DIE VERTRAGE KADAN UND TEN 233
diesem Punkt vielleicht nachgeben, dafür aber ı der dritten,
wichtigsten Frage den Protestanten das ausdrückliche Ver-
sprechen abnehmen würde dafs S16 den künftigen Anhän-

ıhrer Konfession nıcht beistehen ollten Man sıeht
also, W1e weıt sich die bisherige Auffassung dieses Ar-
tiıkels der W Abrede vVon dem wahren Sachverhalt ent-
ternt Niemals hat der König daran gedacht die nament-
liıche Kinschränkung des Nürnberger Friedens, SCc1 es AUS-

teil ]
drücklich oder stillschweigend tallen lassen Im Gegen-

Die Protestanten mulsten froh SCcIMN dafs iıhnen nıcht
direkt verboten wurde sich derjenigen ihrer Glaubens-

anzunehmen welche der Urkunde VOLN 1532
nıcht benannt Aren Ferdinand erneuerte CINZIS und allein
SC1inNn altes Wort dafs alsbald für k Stillstand
der Pruzesse Dorge agen wolle ach inhalt des Nurn-
bergischen und UCadavischen vertirags h selbst-
verständlich 1Ur für die ersteren namhaft gemachten
Stände Obwohl sich ach dem Nürnberge:ı Frieden
VOon selbst verstand , sagte der König terner den Stillstand
nıcht Aur für dıe gegenwärftigen sondern auch für die künf-
ıgen Keligionsstreitigkeiten Zı WOSCESCN sich diıe Prote-
stı1ierenden ihrerseits nochmals verpflichten muflsten Nn1eEMAaN-
den sSeiner ((üter wıder den kaiserlichen Landfrieden ıd
Stillstand entsetzen oder mıt der ' *’hat Z vergewaltigen
Zum Schlufs folgt ann C111 Satz der den Wert der Ziusage
SANzZz erheblich herabsetzt Der König übernahm nämlich
die Pflicht, für Stillstand SUrSCN , nıicht eiwa für die

nächste Zieıit bis ZU. Konzil, sondern LUr bis ZU
November 1  9 q 1sO auf einNn Jahr; für die ‚pätere Zeıt Ver-

sprach NUur, dafls el den Kaiser bereden wolle, den Still-
Stan: weıter ZU garantıeren W enn demnach SeEe1INeE ber-

In eiınem Briefe Hans Hofmann VOo März 153  &> erwähnt
der Kurfürst ausdrücklich dafls Wiıen vergeblich versucht
habe, den Schutz des Nürnberger Friedens uch für cdıe Herzöge VO:  b
Pommern erwirken Kr bıttet annn weıter Hofmann mOoZe Z-
dem den König bewegen suchen, dafs die Einstellung der Pro

Ommern veranlasse Dresdener H.S5t rch 10673 „ Die
Abfertigung und Handlung “
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redungskunst ihren Eindruck auftf arl verfehlte, W ar

Her-ach Verlauf eines Jahres alles wieder e1m en
dings ahm tür diesen all auch Sachsen Se1N Recht ZUI

Protest Ferdinand’s Wahl VOIL 1in AÄnspruch.
YFassen WIr den Inhalt der W iener Abmachungen UTrZ

SamlIch, haben WITr In iıhnen eine interimistische An-
erkennung Ferdinand’s erblicken, deren Endgültigkeit
VON Bedingungen abhängig gemacht Wal, welche der Kaiser
binnen Jahresfirist erfüllen sollte. SE bestanden ın gewıssen
KErklärungen ZUL goldenen Bulle, ın der Bestätigung des
Cleveschen Heiratskontraktes un! ın der Verschaffung wirk-
lichen FEriedens für die KEvangelischen. Im Falle , dafs S1e
nıcht erfüllt würden, sollte der Protest S  3A Ferdinand’s
Wahl wieder aufleben und der Kadaner Frieden die Grundlage
für die weıteren Beziehungen des Könıgs und des Kurfürsten
VoNn Sachsen bleiben. AÄAm November 1535 kam der

Vertrag ın dieser W eise ZU. Abschluls Die Auffassung
desselben als einer wichtigen Errungenschaft der Protestanten
wird sich nach obiger Darlegung nıcht mehr behaupten
können. Eher wird INanl ın dem W iener Abkommen eıinen
Bewels für die aufserordentliche Zähigkeit und Konsequenz
der habsburgischen Religionspolitik sehen haben; ennn
WEeLN mMan berücksichtigt, wı1ıe ungünstig dıe Lage Karl’s
und Ferdinand’s besonders 1ın der ersten Hältte des Jahres
15353 War, wird 1139  - e>s aum begreifen, dafs die Prote-
tanten AUuS diesen Verhältnıissen nıcht mehr Vorteile {ÜUr
sich ziehen vermochten. arl WEr damals durch den
Zug 'Tunıs In AÄnspruch eNOMMECH und jedem
kräftigen fiingreifen 1in die deutschen Verhältnisse verhindert,
Ferdinand och immer nicht allgemeın anerkannt; zuden
drohte die Wiedertäuferbewegung, welche ıIn Münster den

Der 1n der Pol Korr. JL, 320 veröffentlichte Artikel des Ver-
trages haft abweichend davon das Datum November ; wahrschein-
lich bezeichnet. dies den Tag seiner speziellen , abgesonderten Fas-
sung. ährend der vollständige Vertrag nıcht allgemein bekannt
gegeben wurde, wurde diıeser eine Artikel gl se1Ines Interesses für
die Gesamtheit der Evangelischen möglichst verbreitet. Die Jahres-
zahl 55A. 34“ In der Pol Korr. 1ist natürlich Druckfehler.
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gefährlichsten Unruhen geführt hatte , immer weıtere Kreise
des Reichs ergreifen. Die abenteuerlichsten (Aerüchte
über aufrührerische Absichten der evangelischen Reichsstädte

In Umlauf und fanden, obwohl vänzlich unbegründet,
beim Kaiser un König Glauben Trotzdem wulsten sich
etztere jeder Neuen ernstlichen Konzession die Prote-
stanten entziehen ; Ja S1ıe thaten cht einmal dem teind-
seligen V orgehen des Kammergerichts die Schmal-
kaldener Kınhalt. s1ie begnügten siıch vielmehr mıt nıchts-
sagenden , allgemeinen Versprechungen und Beteuerungen
ihrer Friediertigkeit Z e dem Kurfürsten und Landegrafen
machten S1e unter Vorspiegelung freundlicher Gesinnung
Bündnisanerbietungen ‚allerdings in sehr allgemeinen Aus-
drücken un: etizten durch, dafs sich die Protestanten

der kReichshilfe Münster beteiligten Das Wohl-
wollen für die Kyvangelischen, welches Ranke diese Zieit
IN königlichen ofe vorhanden gylaubt Wr in Wirklich-
keit Nur bei einem Leıile der königlichen Käte, wıe be1
Hans Hofmann, aufrichtie, be] Ferdinand selbst aber er-

heuchelt, die Protestanten in guter Stimmung
halten und dıe Anerkennung der Wahl unter möglichst
eichten Bedingungen erlangen. Wiıe nıchtig seıne Wiener
Zugeständnisse arch, wird übrigens der weıtere Verlautf
der Dinge besten zeigen.

Johann Friedrich reiste VOL Wien AUS sofort ach Schmal-
kalden, iıh die Vertreter der anderen Bundesstände be-
reıts erwarteten, In 1U endlich ber dıe Erstreckung un
Erweiterung der Schmalkaldischen Fınigung schlüssig
werden Da die überwiegende Mehrheit der Kinigungs-
verwandten Jängst auf jeden all ZUTF Aufnahme Mıt-
glieder entschlossen War , kam ‚wis NU darauf A ob

1\ Pol Korr. EL 253 AÄAnm
Ebenda. Nr 269 270 288
Weim reßs. i Nr 41 Ranke I  9

4) Pol Korr IL, 331
5) Ranke I 59 ff
6) Pol Korr I; Nr 330
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Sachsen TOTIZ des ungünstigen Ausfalls der Wiıener Ver-
handlungen dem allgemeinen Verlangen nachgeben würde.
Nach selner bısherigen Haltung mulste InNna.  b mıindestens auf
einen sehr hartnäckıgen Wiıderstand gefalst se1IN. Um
überraschender ist C dafs CS verhältnısmälsig wenıg Mühe
kostete, den Kurfürsten überreden. Über die schliefs-
lichen Gründe se1ner Willfährigkeit annn I1a  ; keine volle
Aufklärung gewınnen; wahrscheinlich hels sich VOTLT allem
Von der Erkenntnis leıten , dafs eıne W eigerung ıhn Ur

gänzlich isolieren und die anderen Protestanten ZUTF Grün-
dung e]nes Bundes mıt frejeren Grundsätzen Veran-

lassen würde. Ferner TOSTEeTEe sich ohl damıt, dafls
Werdinand die Aufnahme Bundesglieder Ja nıcht eigent-
lich verboten hatte, und überhaupt mochte GT ın Wien den
Eindruck erhalten haben, dals der König ın dieser Ange-
legenheit e1n Auge zudrücken wolle Der Abneigung des
Kurfürsten jede Verbindung mıt zwinglisch oder WI1@e-
dertäuferisch gesinnten Ständen wurde durch die Bestimmung
Kechnung getragen, dafls jedes aufzunehmende Mitglied sich
unbedingt ZUTLCF Augsburger Konfessjion bekennen musse.

elche Streitsachen künftig als relig1öse Vvon Bundes
ZıUu vertireten un verteidigen sejen, <oflte ın jedem e1IN-
zeinen alle die Bundesversammlung bestimmen. Aufserdem
stellten die Verbündeten den allgemeinen Satz auf dafs
die 1m Wiener Vertrage übernommene Verpflichtung, nıe-
manden seiner ((üter entseizen , das Recht ZULLF Abschaft-

D A fung VO  b päpstlicher Gerichtsbarkeit, Yeremonıieen un! Miıls-
bräuchen ägicht ausschliefse.

Hierin lag schon wıeder der Keim Mi(fsverständ-
nısse und Zwistigkeiten zwischen der evangelischen und

In SEe1-katholischen Parteı, W1€e sich alsbald zeigen sollte.
Ne. November erlassenen Tandat das Kammer-
gericht befahl nämlich der König die Finstellung aller
die Sstände des Nürnberger Friedens anhängigen Prozesse;
bei künftigen aber, schrieb C. sollte LUr in solchen still-
gestanden werden, welche ıhrem Ursprung nach AaUusS der

1} Pol Korr. 11, 391
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Zeit VOLr der Wiener AÄAbrede herrührten 1. Eine derartigeBeschränkung stand 08808 ach Ansicht der Protestierenden

Wıderspruch dem Wiener Artikel, und der Kurfürst
führte daher brieflich be] Hans Hofmann heftige Klage 2
Er liefs sich der Drohung hinreilsen, dafs KEngland
und Frankreich den Kvangelischen 'all Angriffs
beistehen würden. ofmann erwıderte 192 Januar 1536

habe die Beschwerde dem König vorgetiragen und darauf
der T’hat erlangt dals dıie angefochtene Kinschränkung

AaUS em Mandat ftortbleiben sollte Er fügte aber hINzu,
dafs Ferdinand sich ber die Beschwerde gewundert hätte,
da doch dem Wiener Vertrage ausdrücklich gesagt
SEl1, dafls künftig nıemand mehr durch die Protestanten SsSCciNer
(Jüter entseiz werden sollte Darauf also tützte sich W1e
InNan sıeht, JENE Klausel inbetreff der künftigen Prozesse
Übrigens War s Wirklichkeit zıiemlich gleichgültig, ob
die Kinschränkung dem Befehl stehen blieb oder nıcht
denn der ((erichtshof kümmerte sich überhaupt nıicht u  z

das Mandat AÄAuf die Zusendung desselben schrieb er n

17 Februar Johann Friedrich Sachsen UunNn! L
gewandten sollten sich versichert halten, dafs Kammerrichter
un Beisitzer sich WIC biıisher dem Recht und den Ord-
HNUungen des Reichs gemäls CT’ZEI: würden Das hiefs naıt
dürren Worten 12a werde sich keiner Weise der
Fortführung der Prozesse beirren lassen Gegenüber dem
ziemlich klar gefalsten Befehl des Königs WAare dieses Be-
nehmen des höchsten Gerichtshofs -g versfändlie WEeNnNn

nıcht wülsten, dafls sich auf Geheifs Höheren, nämlich
des Kaisers selbst, gründete, der den Protestanten e1iIiNEN

Brief VO S November 1535 recht Gregensatz
dem Wiener Vertrag SEINEN Unwillen ber ihre Verletzungen

Ebenda 3920 Anm.
2) 1535 Dezember W eimarer reg. 3E 103,

Nr.
3) Dresd. St. A „DIie Abfertigung u. Handlung efe6i

W eimarer reg. H, 110, Nr.
Pol. Korr. IL, Nr. 345 Forsch. XXIIL, 627
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des Nürnberger Friedens und ihren Ungehorsam SCHCH das
Kammergericht kundgab Obwohl dieses Yeichen kalser-
licher Gesinnung begreiflicherweise orolfse Enttäuschung Uun!
Erbitterung 1mM protestantischen ager hervorrief, jelsen
sich dıe Finigungsverwandten doch keiner {eindseligen
Handlung arl bewegen, Was mehr Aner-
kennung verdient, als ihnen F'rankreich 1m Hinbliek auf
dıe mailländischen Verwickelungen eın Biündnıs
den K alser ahe legte arl salhet fürchtete eine
Verständigung der Schmalkaldener mıift Hranz 1n hohem
Grade und suchte deshalb die erregfen (+emüter durch mehr-
fache Beteuerungen SEeINES Wohlwollens wieder beschwich-
tigen. Namentlich 1n einem AUS Savıgzliano VO Juh
1536 datierten Schreiben dıe Protestierenden WwI]es
die Insınuation , als hege er kriegerische Absichten
die evangelischen Stände, mıt scheinbarer Kntrüstung zurück
un: versicherte , er werde den relig1ösen Z wist nıe anders

Auf denals durch friedliche Mittel beizulegen suchen.
Gang der Kammergerichtsprozesse blieb diese Kundgebung,
deren Zweck durchsichtig WaLl, ohne Jeden Ein-
Aufs Die Stände versuchten 1089881 och einmal dadurch Ab-
hilfe Zı schaffen , dals Ss1e den Kaılser In aller Unterthänig-
keit durch besondere Gesandtschafit die Rechtmäfsigkeit
ihres Verhaltens und ihrer Beschwerden gegenüber dem
Kammergericht ausführlich darlegen jelsen. Die Anregung
hlıerzu eing Von Strafsburg AUS dessen Rechtsgelehrter
Dr F'ranz Frosch eıne Denkschrift ausarbeitete, welche
mentlich dıe Rekusation des obersten Gerichtshofes recht-
fertigen sollte Auf dem HKrankturter Tage 1m Maı 1536
wurde die Absendung der Botschait endgültig beschlossen
und das Nähere darüber auf einer Zusammenkunft der

1} Ranke &o A O., der 1es Schreiben Sar nıcht kennt, obwohl
uch von seckendorf und sleidan erwähnt wird, meint, dals die

Wiener Zusage erfüllt worden sel, und dafs die Protestanten darauf
mıt Karl und Ferdinand 1mM besten Einvernehmen gelebt hätten.

Pol Korr. 1L, 319
3) Neudecker, Urkunden, 267
4) Pol Korr. EB Nr. 351 und 353
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Bundeshäupter Naumburg festgesetzt Joachim Mar-
schalk O1 Pappenheıim, Ludwig Von Baumbach und Dr. C]lau-
dius Peutinger wurden Gesandten bestimmt. Zuerst Ver-
handelten S1e mıt Könıg Herdinand in Innsbruck, sich
aufserdem och Hans Von Dolzig eingefunden hatte Der
König tellte iıhnen autf ihre Bitten August eine he-
sondere „ Fürschrift “ den Kaiser AUS, In welcher ihre
Werbung befürwortete , Uun! erklärte siıch bereit, seine Ka-
daner un Wiener Versprechungen ach besten Kräften
erfüllen

Sehen WITr zunächst Z W4S in letzterer Hınsıcht in
Deutschland bıs ZUT Rückkehr der (+esandtschaft VO Kaıiser
geschah. Ferdinand’s Parteilichkeit un Unzuverlässigkeit
zeıgte siıch recht deutlich besonders einem Falle, der ihn
persönlich näher angme. Die Stadt Lindau hatte in ihrem
Frauenkloster, das allerdings unter königlichem Schutz stand,
die Messe abgeschafft. Darüber Wr der Önıg aehr erbost
und verlangte durch Vermittelung des Kammergerichts die
Wiederherstellung des katholischen Rıtus, da die Stadt keine
Gewalt ber das Kloster habe He Bitten und Vorstel-
lungen Sachsens un: essens zugunsten Lindau’s blieben
erfolglos unN: der Prozels dıe Stad gestaltete sich
Immer bedrohlicher Mitte September wurde Ferdinand’s
(+esandten in Jorgau elne eue Beschwerdeschrift des Kur-

1) Pol Korr. H, 3671 Anm. und Lan 355 Vgl Meinardus
ın Yorsch. AAIL, 610 Die Instruktion für dıe (+esandten Juli 6
ist. 1m W eimarer rcS H., 102, 1171. \Sie enthält uch ıne
Widerlegung des Vorwurfs, dals sıch dıe Protestanten mıiıt, Frankreich
und England den Kaiser eingelassen hätten. Es W17 ZUSE-
geben, dafls Bündnısverhandlungen mit diesen Mächten geführt selen ;
doch wird gesagt, dieselben sejen ben deswegen gescheıtert, weiıl die
Protestanten den Kaiser 1mM Bunde ausnehmen wollten

2) EKbenda Nr 304 403 und W eimarer &.A. . reg. H 103,
Nr

3) EKbenda Nr. 3929 330. 361 403 404 416 ährend der anzen
zweıten Hälfte des Jahres 1536 Wr Hans Dolzig Hofe Ferdi-
nand’s und betrieb neben spezıell sächsischen Angelegenheiten dıe
Kinstellung des Lindauer Prozesses. W eim reS. H; 103,
Nr (Briefe Dolzig’s den Kurfürsten.)
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ursten überreicht 2R der hervorgeht, dafls nıcht LUr Läin-
dau sondern auch besonders Ulm und Kıislingen och immer

So drohte die 1mVO Kammergericht bedrängt wurden.
Wiener Vertrag gestellte Firist verstreichen , ohne dafls
der versprochene Stillstand eintrat. Derselbe Mifserifolg
zeigte siıch auch bei den anderen Zugeständnissen des K5S-
nNIeS. Schuld daran Wr wenıger selne eigene Nachlässig-
keit als der Kıgensinn Karl’s VE der weder in der W ahl-
noch iın der Heiratsangelegenheit dem Kurfürsten entgegen-
kommen wollte. uch die persönlichen Bemühungen 4O
hann Friedrich’s, die kaiserliche Vollziehung der jener
Abrede erlangen , aren umsonst. Zium Vermiuttler ZW1-
schen Sachsen und dem Kaiser hatte sich Wilhelm VON

Neuenaar hergegeben. AÄAus seinem vertirauten Briefwechsel
mıt dem Kurfürsten ersieht Ian , dals besonders be]l
Karl’s Schwester Marıa, der Statthalterın der Niederlande,
un bei dem kaiserlichen WFeldherren, Heinrich VON Nassau,
Fürsprache einlegte. Man yab ihm hierauf verstehen,
dafs der Kaiser Z W Ar nıcht abgeneigt sel, den Vertrag 7ı

ratılizıeren, jedoch den Unwillen des Papstes befürchte, dessen
Geneigtheit er se1INESs Krieges mıt YHrankreich nıcht
verscherzen durfte.

So War und blieb denn der W ıener Vertrag e1IN Ofer
Buchstabe Um sich T:  H wen1gstens für die nächste Zeıt
die weıtere Anerkennung des Kurfürsten un: seiner An-
hänger sichern, ersuchte Ferdinand um Verschiebung des
ZUT FErfüllung der W iener Bedingungen geseizten LVermins.
Der Kurfürst wollte hierauf für ein weiteres Jahr eingehen,
wWenn der König den Stillstand der Prozesse für die VeEI-

längerte Frist nochmals 1ın bestimmter W eıse verhieflse. Eine
solche Krneuerung seINEs Versprechens verweıigerte aber
FWFerdinand bezeichnenderweise SAaNZ entschieden da ohl
wulste, dafs keinen Rückhalt seinem kaiserlichen
Bruder fipden würde, und da die alleinıge Verantwortung

W eimarer reg. H., 123 124, Nr. F
2 Ebenda.
3) Ebenda 103, Nr.
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dafür scheute. Die Verhandlungen ber diesen Punkt
schwebten noch, als der König die willkommene Nachricht
erhielt, dafls ar| demnächst seinen Vizekanzler eld nach
Deutschland schicken würde, 198881 alle bestehenden Ziweitel
und Zwistigkeiten Deseitigen. roh ber den er-
öffneten Ausweg AUS seINer Verlegenheit, wälzte 1 alle WEe1-
teren Krörterungen auf den kaiserlichen Bevollmächtigten ab

Held’s Sendung stand i1m engsten Zusammenhang mı
de1 oben erwähnten Botschafft der Protestanten. arl
hatte S IB der ıhm eigentümlıchen Art und W eıse vermle-
den, den Abgeordneten auf ihren Vortrag persönlich klare,
offene Antwort erteilen, sondern AIn 3 Oktober In (Genua
lakonisch erwıdert, werde seinen Vizekanzler mıt den
erforderlichen Anweisungen nach Deqfcschland senden ()b-
schon 10808 die Verbündeten durch Aulserungen, die Held
ın talien die Gesandten gethan, darauf vorbereitet
a.  N, dafls dıe kaiserlichen KErklärungen kaum günstig für
SIEe ausfallen würden, wurden G1E doch durch die überaus
schroffe Art, mıt welcher eld 1m Februar 1537 auf dem
Schmalkaldener T’age jede Konzession verweigerte, emphnd-
ich überrascht und verletzt. Eın näheres Fıngehen auf
die damalıgen Verhandlungen liegt aufserhalb des Rah-
INEeENS dieses Aufsatzes Wır haben 1er Nnur soviel fast-

Pol Korr 5 Nr 491 Vgl Meinardus 1n Forseh. XAI,
611 Die protestantiıschen (+esandten ach eiınem Briefe
Dolzig’s August Von Innsbruck AaUus 208881 Kaiser abgereist
Uun! hatten AIn September, wıe Pappenheim dem Kurfürsten be-
richtet, ihre er  S&  te Audienz be1 Karl, der ihnen durch Dr eld ıne
„ aufzügliche “ Antwort erteılen liefs Pappenheim schrieb schon da-
mals, merke ‚US „ geselligen Reden “ des Dr Held, dals nıcht 1e1

hoffen sel; der Aalser wolle seıne Nürnberger Zusage bezüglich
der Prozesse NUTr für reıne Keligionssachen ‚, ONC allen anhang noch
interpretation “ gelten lassen. Diıie (+2sandten folgten dann dem kaiser-
lichen Hoflager über Nizza und Savona nach G(Fenua, endlıch ihre
Abfertigung erfolgte. Pappenheim erkrankte schon vorher In Savona
und starb In Mailand. Die Antwort des a1sers VO Oktober
trat laut Kanzleivermerk Dezember 1n Eisenach 1:  S W eimarer

reg. H“ 102, K und 103, H1

2) Vgl Ranke I (öM., einardus 2 A G Pol Korr. IT
Zeitschr. K.- XIL, 16
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zustellen, dalfls Held’s Krklärungen, anstatt den Wiener Ver-
trag bestätigen, denselben vollständig ber den Haufen
warien. Von Stillstand der Prozesse Wa 11U11 natürlich Sar
keine ede mehr; ebenso wen1ıg kam ZUr vertragsmälsıgen
Beilegung der Wahlsache oder Bestätigung des Jülich-
(lleveschen Heiratsvertrages. sagte geradezu Y der
Wıener Vertrag gefalle dem Kaiser Sal nıcht; die Zusätze
ZULT goldenen Bulle könne arl DUr dann bewilligen, NXn

S1e ihm durch dıe Kurfürsten einstimmıg vorgeschlagen WUur-
den; 1mMm übrıgen könne C Nur einen Revers geben, dafs
Ferdinand’s Wahl dem Kurfürsten VO  @ Ssachsen un dessen
Nachkommen ihrem Wahlrecht nıicht nachteilig Se1InN solle
Kıne weiıtere Weigerung, dem Könıg Ehren un Titel
gewähren, werde den höchsten „ Ungefallen “ Karl’s nach
sich ziehen. Der Kalser SEe1 eın Kaufmann, mıt sich
handeln T7 Jassen ; indessen gEe1 hoffen , dafs ETr Sachsens
Fügsamkeıt 1n der Wahlsache mıt der Bestätigung des Heı-
ratsvertrages belohnen werde, vorausgesetzi, dafs der Kur-
türst auch das Mantua angesetzte Konzil anerkenne und
besuche. Johann Eriedrich wıes diese Vorschläge weıt Von

sıch ; J2 lehnte jetzt unbedingt die Verlängerung
der W iener Frist ab, indem er darlegte , dafs ach Held’s
Auseinandersetzungen doch eın Stillstand der Prozesse
erwartien sel , selbst WCLN Werdinand wirklich Se1InN bezüg-
lıches Versprechen wıederhalte.

Somit Jagen die Dinge fast ebenso WIe VO dem
Kadaner Vertrag, sovıel wenigstens den relig1ösen Frieden

Obwohl Nun in Kadan undund die Wahlsache anlangt.
Wien ausgemacht WAar, dafs 1m HWalle der Nichterfüllung der
gegebenen Zusagen die Parteien jedenfalls keine Feindselig-
keiten beginnen, sondern sich ,, aAM gleich und recht be-

Nr. 439 Ich stımme Meinardus’ Ausführungen 1m allgemeinen bel,
wonach eld die kaiserlichen Instruktionen nıcht sehr 1n
der Sache selbst als durch die herausfordernde Art seines Auftretens
verstolsen habe Vgl uch den jJüngst erschıenenen Aufsatz VOon
Heide ın Hist.-pol. Bl 102, (131.

Weim r6eß. H7 115, 53
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gnugen lassen « sollten , War es doch natürlich, dafs
der Kurfürst sich in der Wahlangelegenheit neuerdings die
Unterstützung seINer Kelig1onsverwandten sichern suchte.
Am KFebruar liel(s E1 den Städtebotschaften in Schmal-
kalden seIN Anliegen vortragen Die Städte sollten ihm
helfen , wWenn die ahlsache Z Vorwand eiInNes Angriffsihn benutzt würde; enn 1Im Grunde SE1 Ja doch die
Religion die Ursache der Anfeindung. Er gab dabei
verstehen, dafls ohne die Hılte der Städte CZWUNgEN sel,in der Wahlsache ırgendeinen Ausgleich mit dem Königanzunehmen ; wülste sıch dagegen Von den Städten SC-
Sstütizt, würde BL sıch „ohne einen beständigen Frıeden “,auch iın der Keligionssache, nıcht mıt Ferdinand vertragen.Die Gesandten der Städte konnten hierauf mangeln-der Vollmacht keine bestimmte Antwort erteulen ; doch
glaubten S1E iIm SaNZenN einen günstigen Bescheid ihrer
ÜObrigkeiten iın AÄussicht tellen dürfen. Anders verhielten
sıch dıe Hürsten, VON denen FEranz und Ernst VON Lüneburgdem Kurfürsten ohne Zögern die geforderte Zusicherungihres Beistands gyaben

C:  a} S 1U auch nıcht offenen Feindseligkeitender Wahl kam, S hat diese Angelegenheit doch 1e1
ZUT Verschärfung des Gregensatzes zwıschen dem Hause
Habsburg und den Protestanten beigetragen. Auf allen
künftigen Versammlungstagen kam diıe Sache ZUT Sprache;

Aktenbündel des Dresdener Archivs legen Zeugnis
ab VO  a} den Bemühungen beider Teile, einen befriedigenden
Ausgleich herbeizuführen ; allein es War umsonst Nur VOT-

übergehend hat Johann Friedrich den König anerkannt,
1539 auf dem Frankfurter Jage, terner 1m Jahre 1542
Dazwischen protestierte be] Gelegenheit des Hage-

Religionsgesprächs 1540 ausdrücklich die Prä-

Pol Korr. IL, Nr. 439
Dresdener H.St.A „ Schriften Kurf. Sachsen

u. Herzog ranzen ** efc
3) Ebenda und „ Handlung Röm kal ma)] Ferdi

nando efc.
16 *
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sumtion, dafs se1INe Teilnahme den Verhandlungen, welche
VvVOoNn Ferdinand geleitet werden sollten, etwa dıe Anerken-
HDUuNng desselben alg römischen Königs iın sich schliefse. o
weit ich das Material übersehe, scheıint dıie Wabhilsache VOTI

der Unterwerfung Sachsens 1m Jahre 1547 überhaupt nıcht
erledigt worden SeIN. ach dieser Katastrophe ist. dann
freilich der Widerspruch WYerdinand’s W ürde unhalt-
bar geworden.

Ich stehe hlermit nde meıner Ausführungen.
Hoffentlich ist es mir gelungen, die Bedeutung der Verträge
VO  e} Kadan und Wien 1Nns richtige Licht setzen und
zeigen, dafls dieselben weder sich selbst al Triumphe
der protestantischen Diplomatie aufzufassen sind och auch
in Wirklichkeit ZULr Stärkung des Protestantismus in her-
vorragendem Malse beigetragen haben Ich glaube eher,
dals die geschilderten Verhandlungen Zieugnis ablegen für
die YaNZ erstaunliche Zähigkeit und das Geschick , miıt
welchen die habsburgische Politik auch hier TOTZ der
schwierigsten Zeitverhältnisse dem Umsichgreifen der VeEeI-

halsten Neuerungen entgegenzuwirken gesucht hat. Wenn
der Protestantismus trotzdem ın jenem Zeitabschnitt einen

ungeahnten Aufschwung nahm, verdankte das
aulser der innewohnenden Kraft der Wahrheit DUr

dem Umstande, dafls der Kalser durch die (t(esamtlage der
europäischen Politik verhindert War, ge1ine feindselige Ge-
SINNUNS schon damals durch gewaltsames Vorgehen Zı be-
thätigen.
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Beilage.

Vertrag zwrischen dem römischen Hig !'erdinand
un dem Kurfürsten Johann Friedrich vVonxn Sachsen:

d. Wien, OoOVemDer 1535
Dresdener St.A loc „Handlung ıen ete  e Kopie ach
einer vidımierten Abschrift. (Kıne andere Kopie ebenda loc.

„ DIe Abfertigung und Handlung ete.‘*.)

,, Zu WI1sSSeN. als auf den vertrag‘, welcher hievor P Kadan
1n dem kunıgreich Behaim durchDIE VERTRÄGE VON KADAN UND WIEN.  245  f  *  ©  Beilage.  SEA  Vertrag zwischen dem römischen König Ferdinand  und dem Kurfürsten Johann Friedrich von Sachsen.,  D. d. Wien, 20. November 1535.  Dresdener H.St.A. loc. 10674 „Handlung zu Wien ete.‘“. Kopie nach  einer vidimierten Abschrift.  (Eine andere Kopie ebenda loc. 10678  „Die Abfertigung und Handlung ete.‘“.)  „Zu wissen.  als auf den vertrag, welcher hievor zu Kadan  in dem kunigreich Behaim durch ... hern Albrechten  °  OTZ-  bischof zu Mainz  und hern Georgen, herzogen zu Sachsen  °  in dreien furnemblichen haubtpuncten, als nemblich füur den  erstn die religion, fur den andern des  hern Ferdinanden,  Romischen zu Hungarn und Beham kunigen  . Romische kunig-  liche wal und fur den dritten des furstentumbs Wirttenberg be-  rurende aufgericht ist, allerlei handlungen, so derselbig vertrag  mit ime bringt, beschehen sein, aber nicht alle in ir volziehung  kommen mugen;, wie der buchstab dessellen vertrags ausweist,  daraus gevolgt, das zuletzt und am jungsten zwuschn gedachter  Romischen kuniglichn maiestet an einem und dem  . hern Jo-  hansen Friderichen  churf., herzogen zu Sachsen, am andern  tail neu handlung beschen sein, die das gewirkt haben, das sich  gemelter churfurst von Sachsen in aigener person hieher. zu ge-  dachter kunig. mat. vorfugt und sich nach vermuge der abred  dorfur zwuschen gedachter Romischen kunig. mat. und seinen  churfurstlichen gnaden, den virden tag des monats augusti negst-  vorschinen beschlossn und vorbrift, baide tail in weiter hand-  lung begeben haben, welche nach gnugsamer bewegung aller tail  notturften ferner zu nachfolgender beschlislicher vorgleichung und  vorainigung komen ist:  Nemlich dieweil nach vormug obgemelts Cadavischen vertrags  uber der gedachten Rom. kunig. mat. vleissige handlung in vil  wege beschehen bei den churfursten des reichs, die bewilligung  .. her Carln,  des artiks (sic!), domit die gulden bul von dem  Romischen Kaiser  erclert werden soll, noch nit erlangt ist,  so solle gedachte Romisch kunig. mat, zwuschen dato und sant  Martinstag schirstkunftig weiter mit ernentem churfursten zum  embsigsten und vleissigsten handeln lassen auf die wege undhern Albrechten e1Z2-
1schof ZU Maınz und hern (Ü8e0rgeN, herzogen IA achsen
1n dreien furnemblichen haubtpuncten, alg neEmDlıc. fur den
erstin dıe relig10n , fur den andern des hern Ferdinanden,
Romischen Hungarn und BHeham kunıgen Romische unig-
lıche wal und fur den drıtten des furstentumbs Wirttenberg DO-
urende aufgericht ist, allerie1l handlungen, derselbıg yvertrag
mit ime bringt, beschehen Se1N, aher nıcht alle 1ın 1r volziehung
kommen USON, w1e der buchstab desselLen vertrags auswelst,
daraus gevolgt, das zuletzt und jungsten zwuschn gedachter
Romischen kunıiglichn maljestet &. eınem und dem hern OS
hansen Friderichen churf., erzogen Sachsen, andern
taıl Hen andlung beschen se1ln, die das gewWw1irkt haben, das sıch
gemelter echurfurst vyon Sachsen 1n aıgener person hıeher SO-
dachter kunıg, mat yvorfugt und sıch nach vermug®© der 24Dre
dorfur zwuschen gedachter Romischen kuniıg. mat,. und seınen
churfurstlichen gynaden, den vırden bag des monats august] negSst-
vorschinen beschlossn und vorbrıft, baıde taıl 1n weıter hand-
Jung begeben haben, weiche nach YHNUSSamor ew aller taıl
notturften ferner nachfolgender beschlislicher vorgleichung und
voramıgung komen ist

Nemlich dieweıl nach VOoTAUS obgyemelts Cadavıschen vertrags
uüber der yedachten Rom unıg mat vleissıge andlung In vil
Wege beschehen beı den churfursten des reichs, dıie bewilligung

her Carln,des artıks (s16!), OM1 dıe gyulden bul voxn dem
Romischen Kaıser erclert werden Soll, noch nıt erlangt ist,
sÜ solle gedachte Romisch kunig mat. zwuschen dato und sant
Martinstag schirstkunftig weiliter mıt ernentem churfursten ZU.  S

embsigsten und yleıssıgsten handeln lassen auf dıe WOSC und
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mMainung, WI1e solchs der obgemelt Cadavısch vortrag ım buch-
staben mit 1ime Dringt, 4180 lautend : „„Dorkegen hat dıe kunig.mat. bewilligt decretum irrıtans der kaı mat cassırt seın
olle.“ Ch und nachdeme aber yılleicht, gy]e1ıchwol W1e obstet
emelte Romisch kunig. m  n  <  1, m1% den ecurf. welter andeln lest,uber vorbeschene vleıssig verfolgung dieselbig churfursten ferner
weigerung W16 VOL suchen ınd angezeigten artıkel nıt bewiıllıgenwolten; 1m fal, olıchs eschee oder der gyedachten unıgmat. nıt gelegen Se1N WOLT, obgemeltermassen mıt den echurfurstn
andeln Jassen, 011 dıe gyedacht Komisch unıg mMat, bel
emelter Komischn kalser. mat. ın obgemelter zeıt geburlichsaNnsuchn Aun , anhalten ıınd erlangen, das gyedacht kal mat
under irem iıtel, insigel und handzaijchn gynantem churfursten 41n
urkund  V D und schein zustelle, das ınfur In ewig zeıt, HAn
in dem fal stunde, das nach inhalt der gulden bullen dıe wa
alns Komischn kunıigs eschen solle, jeselbie kamer andern mOstalt iurgenomen, gyehandelt noch 1n volzıhung kommen, dann
W16 solchs der lauter Duchstaben der gyulden bullen miıt Ir bringtund das olcher urkund dise ausdrucklıche VOCH angehengt werde:
nemlich WO aln churfurst a 1S0 wıder den inhalt der yulden Dullen
andeln wurde, das derselbieg VOT sein N alshald miıt der
tat sein churgerechtikeit verfallen, und dıeselbie chur ın Q01=
chem fal mi1%t den gyalstlichen durch dıe apıtel und dan der fal
der weltlichen mıt den erben in andere WESEO versehen werden,damit die chur von den stiftn und die weltlichen VOn iren erbh-
schaften angezalgter chur nıt kommen: und aut angezalgte
Nas der gyulden bullen zuwider durch 1n mehrers der cCchur-
fursten aln kunig erwelt wurde, des Isdann dieselbie al decreto
irrıtante 1tzt alsdann und dan als ıtzt nıchtig und unbundieg SIN
solle, und solle obgemelte andlung weliter nıt dann auntf dıe frel
election und nıt dıe ceremonI1en, dorıin alten, die sıch d1ıe
churfursten gyebrauchn W1Ssen, versfanden werden.

Und eSs wıll die Komisch unig mat. bei gedachter kaı mat.
s bruderlichen vleis anhalten und vorfolgen, domiıt 1ır kal
mat, , S‘ dieselbig die obbestimpt rkund dem churfursten VOT -
fertigt, <das SEe1IN kal. mat. > dıeselbie den andern eurfurstn VOI-
un aber dıe gyemelt kal mat solchm vorkunden uber
en [urgewanten vleis nıt bewegt werden möcht, alsdann soll
gedachtem churfursten hımiıt zugelassen Se1IN, obgemeltr kal. mat.
vorfertige urkund den andern Se1nNer churfurstlichn gynaden mit-
churfurstn vorkunden und anzuzalgen. So aber dıe XedachtRomisch kunig. mat. den erstin artıcel inhalt des Cadavıschen VOI-

In der Vorlage steht hıer der bekannte Kadaner Artikel voll-ständig,
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irags in der vorangesatzten zeıt beı dem mehrer taıl churfurstn
iın kunftiger andlung erlangen und entlıch vollzogen wurde,
<oll dıe edacht Romisch unıg mat. nıt schuldıg SeIN, dıe 0D-
gemelt urkund von der gyedachten kal mat ZUu erlangen.‘

In jedem Hall qoll der Könıg aufserdem beım Kaıser durch-
fMsetzen , dals dem Kurfürsten VOoxn Sachsen eine Verschreibung

ausgeste werde des nhalts, dafls dıe römische Könıgswahl
Ferdinand’s, welche ohne Miıtwiırkung Sachsens rfolgt sel, dem
Kurfürsten und seınen Krben ıhrem Wahlrecht unnachtenuig
Se1IN solle; ferner gollte der Katiser dem Kurfürsten e1ine yn -
neralconfirmation, Ww1e solche en andern churfurstn 1n Jungster
der Ro kunıg. Mt wal gofertigt und yeben IS6 ausstellen.

99  egen dıesem, W10 obstet, agl hınwıderumb gedachter chur-
furst VON Sachsen Sam seinen mıtverwanten verpflicht und
schuldie se1n, der gedachtn Rom kunıg. mat. , inmassen andere
churfurstn thun, a,11e schuldıge gehorsam aısten und eT-
zalgen und alles ferner und fur Romischen
kunıg ehren halten und erkennen und In der andern churfurstn
ecret, uüber obgemelte 1ITer Rom kunıg. mat. wal 7 Coln hbe-
schehen, under SE1INeEr CUrTt. gynaden insıgel aunch wıllıgen, W18
solichs aln copel AUS seiner churft. Canzlel under SE1INET churf.

handzaıchn der kunıg. mat zugestalt 1st, OTZU sich uch
miıt und neben gyedachter kunig. mat angezajgter beschehen
electıon halben q1ner ein1gung auf funf Jar ang egeben, W18
Nan aich baıderseits zwaler vy]eichlautender copeıen mı1t unig
mat und des gedachten churfursten handen underschrieben, VOI-

lıchen hat; und 0M qoll dıe andlung, bısher dorwıder
beschehen ist, SANZ todt und 1DOe Se1IN. HKerner qlg sıch 1n Yyo=
dachtem Cadavıschen vertrag RO unıg. mat. bewilligt hat
wirklich verschafft werden SO.

WFarner nachdeme iın bemeltem Kadarvıschen vortrag 4a1n  Z
vorbintlicher 111e des inhalts estalt ist wollen auch dıe
unıg mat. sıch beı der KOoM. kaiserlichen mat. 7U hochstn und
treulichstn belleissigen, das der ertrag des churfursten vox

achsen mit (Aulıch und eVv! durch 1r ka]l. mat bestetigt werde,
und nach obgeschrıebens artıel die gedacht Romisch
unig. mat, beı ermelter Romischen kal mat. solchs vleıs an  —-

Hier folgt ın der Vorlage der schon iın den Forschungen
-1.1 und 1n der Pol Korr. IL, 320 gedruckte Artikel des

Vertrages bezüglich der Prozesse. Der Wortlaut weıcht von

jenen Drucken 1n einıgen unbedeutenden Kleinigkeiıten ab, doch glaubte M  M
ıch deswegen hıer nicht nochmals den AD ZE: Artikel wiedergeben
sollen. Die Ahbweichun erklären S1C übriıgens meıst AUS dem Be-
streben, den AUuSs dem usammenhang des (+anzen losgelösten Artikel
verständlicher machen.
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halten und gyehandelt, das se1n kal mat. auf angezalgt der RO-
mischen unig. mat vorfolgen erseibn bruderlichem gyefallen
dıe gygebeten conürmation uber den Gulichschen hailratsvortraggnediglıchen gyefertigt und se1iner Rom unıg mat. miıt diesem
ausdrucklichen esSChHal: uüberschickt hat, das S81n kunıig. mat. 50-
dachtem churfursten solche confirmation bewilligen ZUSAR ON
und vorsicherung nachvolgender artıkel, und sonst nıt ‚zustellen
noch uberantwurten solle (1] erstlich , das der churfurst VONn
achsen bewillige, dıe bepstlich haılıkait mıt bewillıgung Rom
kalser. mt. aIn econcılıum ausschreiben wurde, das Se1N ur
solchs ANNCMEN, bewilligen, und Was doraunuf beschlossen, volzıhen
WO |2] ZU  S andern das Se1n churfurstlich gynad 1m Jauben
uber Se1nNer Ur gynaden confession Augsburg yethan, kaın

thue noch alnıch f{urneme. 13 ZU  S drıtten, das
Sse1n cehurf. die wıderteufer und ander uneristlich secten nıt
eiden sondern auszurotten verhelfe. 14 ZUW vırden, das S81n
churtf. gynad der KRom kal mat. wıder den kunig VON Frankreich
hulf offensiıve und defensiıyve thun WO 15 ] ZUIN unften, das
se1n churf. ynad dıe Rom. unıg. mt. fur Romischen 0NIgalle erkennen ehren und haltn WO ‚6] ZU sechsten,das Se1n a E wıder edacht kal. und kunig. mt 0Ster-
reichische, burgundısche ıuınd Nıderland nıt thun noch andeln,
sıch auch kaiıner derselben noch anderer 1rer kunigreichen und
and unterthanen des gy]aubens sach In keinen WOS AUNEMeEN noch
dıe sich zıhen WO 17] ZU  Z sıbenden das se1n churtf. gynaddem herzogen VOD ((Jellern nıt anhengig S81N und 1m fal, das-
selbig land gedachter kal mat handen XebraG werden SOL%,das Se1N ÜT gynad dem herzogen VoNn Lotrıngen oder andern,dornach stellen wolten, kaın hult ral noch beistand 1n alniıchen
WoOS nıt erzaıgen wolle 8| Zum achten das gyedachter kal. mt.Ta  PE P RS r YoOn ermelten churfursten Von achsen aln VOrschrel-
bung und vorsicherung orfolge, alner oder Mer artıkel OD
gemelt nıt volzogen oder denen zuwıder yehandelt wurde, das
den dıe gefertigt confirmatıion, S1O seinen churf. zugesteltwurde, nıt WITKUIC sonder unbundig SeE1IN solle

nd dann die gyedacht Rom kunıg. mt. gehorsamer und
bruderlicher volzihung 1res von kal mb entpfangen bevels obge-schrıeben acht Ttikel gemeltem churfursten Vn Sachsen iurhalten
und mıt seinen churf. doraus andeln hat lassen und zuletzt
die obgemelten der kaı mt. iurgeschlagen artıkel Von gedachtemchurfursten von Sachsen nachvolgender estalt hımıt 1n erafit
dieser‘ vorfassung bewilligt ZUugesag‘ und angenommen Sein , die-
selbig auf nachbenannten fal ANZUNEMEN .

emlıch das concılıum belangende: Wan dıe bapstlich hailikait
mıt bewilligung gedachter Romischen kal mt. aın concilium
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ausschreibet und dıe malstat Mantua enennt und Urc.
aln partıcularhandlung und nıt aınen gemalnen reichstag Urc
den taıl der cehur. und ursten angeNOMME bewillıgt und
solchs dem ernanten churifursten SHUugsam anzalgt und vorkundt
wırdet, wıll derselbig churfurst 1n aıgner POrSON oder urc
se1ner C  ur gn yesannten auf demselben concılı Mantua qauf
geburliche und vorsicherung erschemen. 12] /A38 _-
dern ist, gyedachts ur VON Sachsen gemu wıllen und mainung,
In des gylaubens sachen auf der eristlichen bekenntnus, So JE 1Ner
churf. herr vater und SeINn ur ynad SE neben andern
1ITen mıtvrerwannten jungst ugsburg antf gehaltenem reichs-
Lag gethan und W16 1n seıner ur landen ishere 50+
alten, gelernt und geprediegt ist, leıben und dorwiıder N1C.

thun noch andeln 13] ‚U drıtten, wıll gyodachter
churfurst dıe wıdertenferischen und andere unerıstlıch und VOI-=
urısch secten 16Zz0 noch kunftiglıch in seliner ur ursten-
tumb und and nıt leıden , sonder dieseibig ausrotten und e1N-
wurzelin Jassen kalns WOBS gyestatten, als dann Se1N churf.
gnad bısher auch nıt gethan hat. 4] ZU yvırden , bewilligt
sıch gedachter RO vron Sachsen erzalgung undertenıgstr
dankbarkait, se1nen churf. ynaden dıe econfirmation als obstet
verfolgt, der gyedachten KRKom kal, mat. wıder den kunıg Voüxh
Yrankreich offensiyve oder defensive alnen reuterdinst mM1 funf-
undert geruster pferd aut funf mona: ang in se1ner churf.

algen kosten Jaisten , dergestalt das der und abzug
obgemelter funfhundert geruster pferd der malstat 2110 1n
den steten Coln oder Speier yemelter kal mt. gefallen nach
eschen solle und nach vorscheinung angezalgter funf
0nNAats glalsts reiterdinsts ernannte kal mt. bemelts eurf. reuter
der funfhundert pfer Sar oder ZUM taıl 1n 1rem dinst weliter
notturftig SB1iN wurde, sollen dieselben reuter, doch auf VOI-=-
gyehende outliche andlung vorgleichung und vorsicherung 1rer
besoldung, gyedachter kal mat VOTr andern hern dinen schul-
dig SeInNn und auch 1n gyedachter kaı mt. wolgefallen stehen, 180
dıe anzal renter gebrauchen oder dorfiur das gelt erfordern.
und iırer kaı mat. das gelt fur die reuter 7, gelıpt,
So. auf ides gerust pferd zehen yulden reinısch KEXALC.
und durch denselben curtf£. bezalt werden; doch das der ZUS 1m
erk S@1. auch der obgemeit churfurst oder derselben erben
des falls erleben, q 180 das die furstentumb Gulich und eve
inhalt des halratsvortrag Se1N churf. gynad oder derselbn erbn
kommen und dieselbige WUurklıc. In besiıtzung haben, sollen
und wollen Sg1n churft. und derselben erben mıt den nıder-
lerdischen und burgundischen landen alner erbaınung inhalt eginer
sondern copel, der mMan sich mıt alnander vergleicht hat, e1N-
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gehen 15] ZU. funften, die Romisch kunıg wal belangend die-
g1l dıieser artıkel hı1evor O1INS4aDS yeStalt 1st miıt Was, W16

derselbıg 1chtig gem ‚cCht werden <g011 hat gyedachter cehurfurst
geacht denselben weilter oder mehrer diesem S2118r churfurst
gnaden artıcl auszufuren YoOn unnöten SO1n 16| ZU0A sechsten,
SO bewilligt sıch yedachter ar VOn achsen VOÖFr sıch und
SO1lNer ur erben, Ww1ıder die osterreichischen burgundischen
noch Nıderland offensive tatlıchs nıchts furzunemen noch
andeln, sıch auch der uıunderthanen emelten auch andern
1T7er kal und kunıg mat kunigreich und Tbland eßhaft des
gylaubens halben mıt der tat nıt ANZUNOÖMEN , darzu wıder schutz
nOCch schırm nıt geben 95 dann sach das sıch
oder Lier AUS obermelten Janden SeEC1INer churt ynaden landen
mM1% wohnung nıderthun wurden 17 ] ZU. sıbenden goll und
wıl! gedachter churfurst dem herzog VON (Aellern wıder edacht
kal mMt wıder haımlıch noch offentlıch kaınmerlaı gestalt m

hengıg oder behelflich Se1nN und fal, S: dasselbıge land
edachter kal mat handen Yebrac werden 9011 das SCcin urft

ynad dem herzogen Lotrıngen oder andern, dornachstellen
wolten, kaın hulf rat noch e1stan alnıchen W6S nıt OTZalZe
WO. mt uüber 17618] ZU  S achtenden, 18 dıe edacht kal
anzalgte artıkel VONDN nenntem ur Aln NUSSamMo vorsıche-
runs und vorschreibung begert bıttet SeCc1in churfursthch gynad
dieselbig solcher vorschreibun begert r Yynedig-
lıchen erlassen dann SeIiInNn churf gynad wolle das 1alten und
volzıhen , das sıch SE11 churf gnad obhbemelten artıkeln he-
willıgt en und dorwider nıt andeln, se1imn churf
ynad andern bewilligung und Nn, VON Se1Nner churf
gynaden beschehen, ıhe und allewege gethan hat aDer Seıih
ehurf onad olcher vorschreibung nıcht erlassen werden Naß,

erbeut sıch gedachter churfurst angezalgter Trtikel halben
ALn vorschreibung vorfertigen durch 611er
cehurf ynaden oder Mer derselben bewilligten artıkel nıt
volzogen oder denen zuwıider gyehandelt wurde, das doch
und ehe, ob solche nıchthaltung eschehe, mit TeC erkannt
werden soll, das dan dıe vefertigt econfirmation V n  gar n1ıt wirklıch
sondern unpundig SEe1N und edacht churfursten noch Se1inenl
erben alnıchen wWeg kaınen behelf geben soll

Und aber zwuschen gyedachter Romischen kalserlichen mt
obgeschrıeben furgeschlagen und dann ernants ehurfursten dor-
nach volgend bewiılligte artıkel etzlıchen derselben nıt 21n
klainer underschid befunden ist und YyNnanter Rom kunıg mt
nıt geburen oder fugen wollen, AUS 1Fem voxh kal mt entpfangen
beschaid und bervel Z gehen, damıt dann gedachter churfurst
bemelter Romischen kunıg mat ynedigs und ifreuntlichs gemut
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in dem erk erkenne, S hat sıch di2 KRomisch kunig. mat hiımit
bewilliet, das dieselbig obgeschrieben des churfursten Von Sachsen
bewilligte artıkel gedachter kal mat. mı1t; dem ehsten furbringenund mıt allem znedigen vleıs andeln lassen wollen , ob sSe1n
kal mat. bewegen Se1N möcht bewilligen, des ermeltem
churfursten VON sachsen Se1INeTr Xal mat. gerertigte SUUSSamMeconfirmation uüber den Gulichschen haıratsvortrag 1tZ0 des
churfursten vorgeschrıbn bewilligt und aDg  en rtülkel
gyestalt werden solle

Und dieselbie Komisch kal mat. zwuüuschen dato und
sant Mertinstag schirstkunftig in obgemelte des churfursten von
Sachsen artıcl ewillig und der vorgeschriıeben artıkel aıner,in der eiectlonsach gyestalt, volzogen und der stillstand dem
kal er- und andern gerichten WIVYEI1G vorfolgt, auch dıe
kal mt. nach vorscheinung sant Mertinstag den stullstand bis
auf das obgeme concilıum oder aln versamblung des Te1chs, a1s
obstet, WI1r  16 vorschafft und demselben ur VON ernentr
unıg. mt. die ralser. confrmation ZU wirdet, qOl1 und
wıll der bemaelt churfurst dıe 8rnan Romisch kunig. mat. fur
Romischen kunıg ehren halten und erkennen, W19 obstet.
dem fal aber, das der yemelten Rom kal mt über ıtzt g.-dachter kunig. MaAat. vleissige vorfolgung nıt gelegen Se1n wolte,
26 churf. VON Sachsen ob&eschrieben artıkel In ernenter
Ze1% zunemen und EF kal econfirmation ‚erhalben demselben
Churf. zustellen Z lassen, 1s% ferner abgeredt und vorglichen,
das gyedachter Kom. Kunig. mat. wıllen und gyefallen Sieen
SOLl, gyedachten churfursten aın confirmation. uDer be-
rurten Gulichschen heuratsvertrag under derselben tıtel, insıgel
und handzaichn lı fertigen, und er der churfurst dieselbig —
emen verbunden ; doch solche eonÄirmatıon erst der zeıt,

1r Rom:; kunig. mat. 1n des reichs admımıstration wesentlıch
komme, In ır GTa en und wirklich se1in und dorgegen S 0-
melter churfurst die artıkel, SeEIN churt. gnad, aIs obstet

der kal, mt bewilliet hat, >  o ıtztgedachter kunıg. mat.
ZU volzıhen schuldig und vorpflicht SeIN, doch mift diser eNnde-
ru nemlıch als oben esetzt 1st, das sich der churfurst De-
willigt, den reuterdinst wıder den un1ıg VOoONn Frankreich
laistn, Sso derselbig reuterdinst 1M fal, S dıe kuniglich Imt.] 1n
Wirkliche administration des reichs 0omme , von yedachtem chur-
ursten aln mal auf lrer kunie, mat. ersuchen in das kunigreich
Hungarn, wıder die Venediger, Franzosen und sonst andere, die
miıt seinen ur nıt in alInung oder VOrwanntnus se1n , VOI-
folgen , doch das zZuU dem und abzug 21n solche malstat be-
nent werde, die sıch mıt {erre uıd weıte des WeSS den mal-
stetten Coln und Speier ungeforlic vorgleiche. Das auch
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der ze1, emelter cehurfurst oder SEC1INETr ur ynaden erben
die furstentum. Gulich und Cleve WITKI1C. dıie erb-
AINUDNS zwuschen den nıderlendischen und burgundıschen landen
m1t emeltem churfurstn VoOxn achsen und SEeINOET ur erben,
W1086 S10 obgemelter Massen abgeredt 1St , aufgericht und
yolzıhung komme, aDer dıe gygedacht Romisch kunıg MT der
ıdmınıstration des reichs nıcht erlepte, das XOLLOS wıllen und
gefallen stet so11 der unıg mat gxevertgte conKirmatıon
510 hinausgeben wurde, nıt eraft noch wirkung aben, auch der
bemelt reuterdınst VOxnh gedachtem churfursten voxh achsen oder

churf naden erben godachter unıg m{ earben ZUuU g1sten
N1C. schuldıg SO1N ; aber SONS sollen dıe andern artıkel der
sich gyedachter churf W16 obstet bewillıet, gehalten und 17658
inhalts volzogen werden und werde dıe obgeme CONUT-

odermatıon des (Aulichschen halratsvertrags durch ermelt kal
kunıg mat geiertigt, SO doch dieselbig gygedachtem herzog
Jorgen VvOn achsen SEC1INeEeTN Iiurst ynaden gerechtikant und
anforderung, S10 (Julich und berg haben VOTMAINON,
iren rechten unnachtauig Se1N

Und ZUm eSCHLIUS 18% fur bedinglıch geredt und bewaillıgt
So bestimpter z61% oder der ander vorbemelter artıcl
Was die Romisch kunıg wal betrıfft , nıcht erlangt die bemelt
kal mt auch nı gedachts churfursten artıkel und zustellung
derselben kaiserlichen eonKrmatıon des Gulichschen halratsvor-
Tags bewilligen oder auf kal mat vorwıderung dıie kunıg mat
olche conüurmatıon under 1TeImM tıtel WIeE vorstet nıt fertgen
wurde, noch auch dıie wirkliche abschaffung der gerichtlichen
DPr0CceS und stillstand Vn dato bıs auf Aartını nıt vorfolgte,
auch d1ie bemelt Cal mt, den ferrern stillstand VON Martını Hıs

emeltem eCONCULI oder vorsamblung des rTeIcChs nN1ıt WITKLIC
vorordente, sollen alsdann dıe sachen be1ı dem artıcel des Ca=-
davıschen vortrags und Jungster VOorsıcherung, ernenntem chur-
ursten voxn sachsen voxn der Romischn kunıg mt gyeben 1ST
leiben und gygedachtem churfursten und SECe1INET churfurstlichen
xynaden mıtvorwanten SsSe1iNeN und 1FenNn echten dordurch nıchts
benommen SCIN, sıch auch IN taıl dem andern gleich

desund recht begnugen lassen, es treulıc und eferde.
urkund disser VOTAaINISUNg und vorgleichung ZW  en

gleichem aut gemacht und miıt gedachter kunıg mat und des
ur VON Sachsen handen underschrieben und kunıg
mat und SeEc1INer ur ynaden anhangenden insıgeln vorfertigt
beschehen der kunıiglichen Stal Wiıen den Lag des 100007
nats novembhrıs nach Christı geburt funfzehenhundert und
funfunddreissigsten JArh, c£


